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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 1382/2003 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 22. Juli 2003

über die Gewährung von Finanzhilfen der Gemeinschaft zur Verbesserung der Umweltfreundlich-
keit des Güterverkehrssystems („Programm Marco Polo“)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 71 Absatz 1 und
Artikel 80 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozia-
lausschusses (2),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (3),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (4),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Auf der Tagung des Europäischen Rates in Göteborg
vom 15. und 16. Juni 2001 wurde ein ausgewogeneres
Verhältnis der Verkehrsträger zum zentralen Aspekt der
Strategie für eine nachhaltige Entwicklung erhoben.

(2) Werden keine entschiedenen Maßnahmen ergriffen, wird
der gesamte Straßengüterverkehr in Europa bis 2010 um
rund 50 % zunehmen. Dies würde zu einer Zunahme
des grenzüberschreitenden Straßengüterverkehrs um
rund 12 Mrd. Tonnenkilometer im Jahr führen.

(3) Im Weißbuch „Die europäische Verkehrspolitik bis 2010
— Weichenstellungen für die Zukunft“ hat die Kommis-
sion vorgeschlagen, Maßnahmen zu ergreifen, die die
Marktanteile in den einzelnen Transportsparten bis 2010
auf den Stand von 1998 zurückführen sollen. Dies wird
den Boden für eine Verkehrsverlagerung ab 2010 vorbe-
reiten.

(4) Es ist erforderlich, ein Programm (im Folgenden
„Programm Marco Polo“ oder „Programm“ genannt)
einzurichten, um die Überlastung im Straßenverkehr zu
verringern, die Umweltfreundlichkeit des Güterverkehrs-
systems in der Gemeinschaft zu steigern, die Intermoda-
lität zu stärken und somit zu einem effizienten und
nachhaltigen Verkehrssystem beizutragen. Damit dieses
Ziel erreicht werden kann, sollten mit dem Programm
Aktionen in den Sektoren Güterverkehr und Logistik
sowie auf anderen relevanten Märkten unterstützt
werden. Diese Aktionen sollten dazu beitragen, bei der
Aufteilung der Fracht auf die verschiedenen
Verkehrsträger den Stand von 1998 zu halten, indem ein
Beitrag dazu geleistet wird, das erwartete Gesamt-
wachstum des grenzüberschreitenden Straßengüterver-
kehrs auf den Kurzstreckenseeverkehr, die Schiene und
die Binnenschifffahrt oder auf eine Kombination von
Verkehrsträgern, bei der die Straßenabschnitte möglichst
kurz sind, zu verlagern.

(5) Das Programm Marco Polo wird drei Arten von
Aktionen umfassen: erstens Aktionen zur Verkehrsverla-
gerung, die sich darauf konzentrieren sollten, so viel
Güteraufkommen wie unter den gegenwärtigen Marktbe-
dingungen möglich von der Straße auf den Kurzstre
ckenseeverkehr, die Schiene und die Binnenschifffahrt zu
verlagern; zweitens katalytische Aktionen, die eine
Änderung der Art und Weise bewirken sollten, in der
der nicht straßengebundene Güterverkehr in der
Gemeinschaft durchgeführt wird; drittens gemeinsame
Lernaktionen, die den Wissensstand in der Güterlogistik-
branche verbessern und fortgeschrittene Methoden und
Verfahren der Zusammenarbeit auf dem Güterverkehrs-
markt fördern sollten.

(6) Aktionen müssen das Hoheitsgebiet von mindestens
zwei Ländern betreffen. Sind die beiden Länder Mitglied-
staaten oder andere Staaten, die gemäß den Bedingungen
dieser Verordnung am Programm Marco Polo beteiligt
sind, werden die Kosten, die den teilnehmenden Unter-
nehmen entstehen, bis zu den in der Verordnung festge-
legten Höchstbeträgen vom Programm getragen.

(7) Damit die europäische Dimension der Aktionen zum
Ausdruck kommt, sollte die Zusammenarbeit von Unter-
nehmen gefördert werden, die in verschiedenen Ländern
niedergelassen sind und als Konsortium eine Aktion
vorlegen.
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(1) ABl. C 126 E vom 28.5.2002, S. 354.
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2003 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht).



(8) Den Antragstellern sollte es ermöglicht werden, neue
oder gegebenenfalls bereits laufende Vorhaben vorzu-
schlagen, die den gegenwärtigen Marktbedürfnissen am
besten entsprechen. Geeignete Vorhaben sollten nicht
durch eine zu starre Definition der zulässigen Aktionen
von vornherein ausgeschlossen werden. Insbesondere
sollte es aufgrund der Flexibilität, die der Kommission,
die von dem Ausschuss nach Artikel 12 Absatz 1 unter-
stützt wird, bei der Auswahl von Vorhaben eingeräumt
wird, möglich sein, eine Finanzhilfe der Gemeinschaft
auch für Vorhaben zu gewähren, die zwar Wirkung
zeigen, deren Volumen aber unterhalb des Richtwerts für
die Mindestförderschwellen liegt.

(9) Unter gewissen Umständen kann der Nutzen des
Ausbaus eines bestehenden Dienstes im Hinblick auf die
zusätzliche Verkehrsverlagerung, die Qualität, die
umweltbezogenen Vorteile und die Nachhaltigkeit
mindestens ebenso groß sein wie der Nutzen im Fall der
Aufnahme eines neuen Dienstes, die mit erheblichen
Ausgaben verbunden ist.

(10) Damit die gewährte Starthilfe für Aktionen zur Verkehrs-
verlagerung transparent, objektiv und klar begrenzt ist,
sollten ihr die Kosten zugrunde gelegt werden, die der
Gesellschaft erspart werden, wenn statt des ausschließli-
chen Straßentransports der Kurzstreckenseeverkehr, die
Schiene und die Binnenschifffahrt oder eine Kombina-
tion von Verkehrsträgern genutzt werden. Aus diesem
Grund hat die Kommission als Finanzhilfe einen Richtbe-
trag von 1 EUR je 500 Tonnenkilometer verlagerter
Güterverkehrsleistung festgelegt.

(11) In Anbetracht der Bedeutung, die der Frage der Internali-
sierung der externen Kosten, insbesondere der Umwelt-
kosten, sowohl im Weißbuch „Die europäische Verkehrs-
politik bis 2010: Weichenstellungen für die Zukunft“ als
auch in den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates
(Göteborg) beigemessen wird, sowie der Schnelligkeit der
Veränderungen, denen der Verkehrsmarkt unterliegt,
sollte die Möglichkeit bestehen, die künftigen Arbeiten
über das Vorgehen zur Internalisierung externer Kosten
zu berücksichtigen, die Entwicklung der Unterschiede
der externen Kosten regelmäßig zu überprüfen und gege-
benenfalls eine entsprechende Änderung des Richtbe-
trags für die Finanzhilfe vorzuschlagen.

(12) Die Ergebnisse von katalytischen Aktionen und gemein-
samen Lernaktionen des Programms sollten angemessen
verbreitet werden, um Nachnutzung, Publizität und
Transparenz zu gewährleisten.

(13) Bei der Auswahl und während der Laufzeit eines Vorha-
bens ist sicherzustellen, dass das gewählte Vorhaben
tatsächlich einen Beitrag zur gemeinsamen Verkehrs-
politik leistet und keine unannehmbaren Wettbewerbs-
verzerrungen bewirkt. Die Kommission sollte daher die
Durchführung dieser Verordnung einer Bewertung unter-
ziehen. Sie sollte spätestens am 31. Dezember 2006
einen Bewertungsbericht zu den Ergebnissen des
Programms Marco Polo vorlegen, gegebenenfalls
zusammen mit einem Vorschlag zur Änderung dieser
Verordnung.

(14) Da das Ziel des Programms Marco Polo auf Ebene der
Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden kann
und daher wegen des Umfangs des Programms besser
auf Gemeinschaftsebene zu erreichen ist, kann die
Gemeinschaft im Einklang mit dem in Artikel 5 des
Vertrags niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig
werden. Entsprechend dem in demselben Artikel
genannten Verhältnismäßigkeitsprinzip geht diese
Verordnung nicht über das für die Erreichung des Ziels
erforderliche Maß hinaus.

(15) Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modali
täten für die Ausübung der der Kommission übertra-
genen Durchführungsbefugnisse (1) erlassen werden.

(16) Es wird ein finanzieller Bezugsrahmen im Sinne von
Nummer 33 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom
6. Mai 1999 zwischen dem Europäischen Parlament,
dem Rat und der Kommission über die Haushaltsdiszi-
plin und die Verbesserung des Haushaltsverfahrens für
die gesamte Laufzeit des Programms in diese Verordnung
aufgenommen, ohne die im Vertrag festgelegten
Zuständigkeiten der Haushaltsbehörde zu berühren.

(17) Um die Finanzierung gemäß dieser Verordnung
möglichst schnell durchführen zu können, sollte die
Verordnung so bald wie möglich nach ihrem Erlass in
Kraft treten —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

ZIEL, BEGRIFFSBESTIMMUNGEN UND ANWENDUNGS-
BEREICH

Artikel 1

Ziel

Diese Verordnung schafft ein Finanzierungsinstrument, im
Folgenden „Programm Marco Polo“ oder „Programm“ genannt,
mit dem Ziel der Verringerung der Überlastung im Straßenver-
kehr, der Steigerung der Umweltfreundlichkeit des Verkehrs
systems und der Stärkung der Intermodalität und um somit
einen Beitrag zu einem effizienten und nachhaltigen Verkehrs-
system für den Zeitraum vom 1. Januar 2003 bis 31. Dezember
2010 zu leisten, damit bis zum Abschluss des Programms eine
Verlagerung des erwarteten jährlichen Gesamtwachstums des
grenzüberschreitenden Straßengüterverkehrs, gemessen in
Tonnenkilometern, auf den Kurzstreckenseeverkehr, die Schiene
und die Binnenschifffahrt oder auf eine Kombination von
Verkehrsträgern, bei der die Straßenabschnitte möglichst kurz
sind, erreicht wird.
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Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

a) „Aktion“ ein auf den Logistikmarkt bezogenes Vorhaben,
das von Unternehmen durchgeführt wird und zur Verringe-
rung von Überlastungen im Straßengüterverkehrssystem
und/oder zur Verbesserung der Umweltfreundlichkeit des
Verkehrssystems durch Optimierung des Vor- und Nachlaufs
in intermodalen Verkehrsketten im Hoheitsgebiet der
Mitgliedstaaten beiträgt;

b) „Aktion zur Verkehrsverlagerung“ ein Vorhaben, durch das
unmittelbar und unverzüglich Güterverkehrsaufkommen
von der Straße auf den Kurzstreckenseeverkehr, die Schiene,
die Binnenschifffahrt oder eine Kombination von Verkehrs-
trägern, bei der die Straßenabschnitte möglichst kurz sind,
verlagert wird, ohne dass dies eine katalytische Aktion
darstellt;

c) „katalytische Aktion“ eine innovative Aktion, die darauf
abzielt, gemeinschaftsrelevante strukturelle Hemmnisse im
Güterverkehrsmarkt zu überwinden, die das effiziente Funk-
tionieren der Märkte, die Wettbewerbsfähigkeit des Kurz-
streckenseeverkehrs, der Schiene oder der Binnenschifffahrt
und/oder die Effizienz der Transportketten, in denen diese
Verkehrsträger genutzt werden, beeinträchtigen; im Sinne
dieser Begriffsbestimmung sind „strukturelle Markthemm-
nisse“ alle nicht regulierungsbedingten, tatsächlichen und
nicht nur vorübergehenden Behinderungen des ordnungs-
gemäßen Funktionierens der Güterverkehrskette;

d) „gemeinsame Lernaktion“ eine Aktion, die auf eine Verbesse-
rung der Zusammenarbeit zur strukturellen Optimierung
der Arbeitsmethoden und Verfahren in der Güterverkehrs-
kette unter Berücksichtigung der Logistikanforderungen
abzielt;

e) „Begleitmaßnahme“ eine Maßnahme, mit der laufende oder
künftige Aktionen vorbereitet oder unterstützt werden
sollen, unter anderem Verbreitungstätigkeiten und Projekt-
überwachung und -bewertung und die Sammlung und
Analyse statistischer Daten. Maßnahmen, die der Vermark-
tung von Erzeugnissen, Verfahren oder Dienstleistungen
dienen, Marketingaktivitäten und Verkaufsförderung gelten
nicht als „Begleitmaßnahmen“;

f) „vorbereitende Maßnahme“ eine Maßnahme zur Vorberei-
tung einer katalytischen Aktion, wie beispielsweise Studien
zur technischen, betrieblichen oder finanziellen Durchführ-
barkeit und die Erprobung von Ausrüstungen;

g) „Konsortium“ eine Vereinbarung, nach der mindestens zwei
Unternehmen eine Aktion gemeinsam durchführen und
deren Risiko gemeinsam tragen;

h) „Unternehmen“ jedes Gebilde, das eine wirtschaftliche Tätig-
keit ausübt, unabhängig von seiner Rechtsform und Finan-
zierung;

i) „Zusatzmaßnahme“ eine zur Erreichung der Ziele von
„Aktionen zur Verkehrsverlagerung“ oder „katalytischen
Aktionen“ notwendige, aber untergeordnete Maßnahme;

j) „Tonnenkilometer“ die Beförderung einer Tonne Fracht oder
ihres volumetrischen Äquivalents über eine Entfernung von
einem Kilometer;

k) „nahe gelegenes Drittland“ einen Staat, der nicht Mitglied-
staat der Europäischen Union ist, oder einen Beitrittskandi-
daten zur Europäischen Union, der eine gemeinsame Grenze
mit der Europäischen Union oder eine Küste an einem
umschlossenen oder halbumschlossenen Meer hat, das an
die Europäische Union angrenzt.

Artikel 3

Anwendungsbereich

(1) Das Programm Marco Polo umfasst Aktionen zur
Verkehrsverlagerung, katalytische Aktionen und gemeinsame
Lernaktionen, die

a) das Hoheitsgebiet mindestens zweier Mitgliedstaaten
betreffen oder

b) das Hoheitsgebiet mindestens eines Mitgliedstaats und das
Hoheitsgebiet eines nahe gelegenen Drittlands betreffen.

(2) Betrifft eine Aktion das Hoheitsgebiet eines Drittlands, so
werden Kosten, die im Hoheitsgebiet dieses Landes entstehen,
im Rahmen des Programms nicht übernommen, ausgenommen
unter den in den Absätzen 3 und 4 genannten Bedingungen.

(3) An dem Programm können sich Länder, die Beitrittskan-
didaten sind, beteiligen. Die Beteiligung unterliegt den Bedin-
gungen der Assoziationsabkommen mit diesen Ländern und
den Bestimmungen, die in dem Beschluss des Assoziationsrats
für das jeweilige Land vorgesehen werden.

(4) An dem Programm können sich auch Länder, die
Mitglieder der EFTA oder des EWR sind, auf der Grundlage
zusätzlicher Mittel und gemäß den mit diesen Ländern zu
vereinbarenden Verfahren beteiligen.

KAPITEL II

FÖRDERUNGSWÜRDIGE ANTRAGSTELLER UND AKTIONEN

Artikel 4

Förderungswürdige Antragsteller

(1) Vorhaben sind in der Regel von einem Konsortium aus
zwei oder mehr Unternehmen mit Sitz in mindestens zwei
verschiedenen Mitgliedstaaten oder in mindestens einem
Mitgliedstaat und einem nahe gelegenen Drittland vorzu-
schlagen.

(2) Gegebenenfalls an dem Vorhaben beteiligte Unter-
nehmen mit Sitz außerhalb der Gemeinschaft und außerhalb
der gemäß Artikel 3 Absätze 3 und 4 beteiligten Länder
erhalten auf keinen Fall eine Gemeinschaftsunterstützung nach
dem Programm.
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Artikel 5

Aktionen zur Verkehrsverlagerung

(1) Aktionen zur Verkehrsverlagerung, gegebenenfalls
einschließlich der durch die Weiterentwicklung bestehender
Dienste entstehenden zusätzlichen Verkehrsverlagerung, sind
nach dem Programm unter folgenden Bedingungen förderungs-
würdig:

a) Von der Aktion zur Verkehrsverlagerung wird eine tatsäch-
liche, substanzielle, messbare und dauerhafte Verlagerung
des Güterverkehrsaufkommens von der Straße auf den Kurz-
streckenseeverkehr, die Schiene, die Binnenschifffahrt oder
eine Kombination von Verkehrsträgern, bei der die Straßen-
abschnitte möglichst kurz sind, erwartet.

b) Nach einem realistischen Geschäftsplan wird die Aktion zur
Verkehrsverlagerung nach höchstens 36 Monaten gemein-
schaftlicher Unterstützung eigenständig lebensfähig sein.

c) Die Aktion zur Verkehrsverlagerung wird in den relevanten
Märkten, insbesondere zwischen Verkehrsträgern, die eine
Alternative zum ausschließlichen Straßentransport
darstellen, oder innerhalb der einzelnen Verkehrsträgersek-
toren, zu keiner Wettbewerbsverzerrung solchen Ausmaßes
führen, dass sie das gemeinsame Interesse schädigt.

d) Stützt sich die Aktion auf Dienstleistungen Dritter, die nicht
dem Konsortium angehören, so legt der Antragsteller Nach-
weise eines transparenten, objektiven und nicht diskriminie-
renden Verfahrens für die Auswahl der betreffenden Dienst-
leistungen vor.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft für Aktionen zur
Verkehrsverlagerung ist auf höchstens 30 % des Gesamtbetrags
der zur Erreichung der Ziele der Aktion erforderlichen und
durch die Aktion verursachten Ausgaben beschränkt. Für diese
Ausgaben kann eine Finanzhilfe der Gemeinschaft geleistet
werden, soweit sie unmittelbaren Bezug zur Durchführung der
Aktion haben. Für Ausgaben für Infrastruktur-Zusatzmaß-
nahmen kann, sofern sie geringfügig sind, ebenfalls eine Finanz-
hilfe der Gemeinschaft bis zu einer Höchstgrenze von 30 %
geleistet werden. Für Ausgaben, die ab dem Zeitpunkt der
Vorlage eines Antrags im Rahmen des Auswahlverfahrens getä-
tigt wurden, kann eine Finanzhilfe der Gemeinschaft geleistet
werden, sofern die Gemeinschaftsunterstützung endgültig
bewilligt wird. Ein Beitrag zu den Kosten des beweglichen
Vermögens erfolgt unter der Voraussetzung, dass diese
Vermögensgegenstände für die Dauer der Unterstützung und
gemäß den Festlegungen des Fördervertrags hauptsächlich für
die Aktion genutzt werden.

(3) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft nach Absatz 2, die von
der Kommission auf der Grundlage des in Tonnenkilometern
gemessenen, von der Straße auf den Kurzstreckenseeverkehr,
die Schiene, die Binnenschifffahrt oder eine Kombination von
Verkehrsträgern, bei der die Straßenabschnitte möglichst kurz
sind, verlagerten Verkehrsaufkommens bestimmt wird, beträgt
anfänglich 1 EUR je 500 Tonnenkilometer verlagerter Güter-
verkehrsleistung. Dieser Richtbetrag könnte insbesondere
entsprechend der Qualität des Vorhabens oder dem tatsächlich
erzielten Umweltnutzen angepasst werden.

Die Kommission kann nach dem in Artikel 12 Absatz 2
genannten Verfahren die Entwicklung der Kostenpositionen,
auf denen diese Berechnung beruht, von Zeit zu Zeit erforderli-
chenfalls erneut überprüfen und den Betrag der Finanzhilfe der
Gemeinschaft erforderlichenfalls entsprechend anpassen.

(4) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft für Aktionen zur
Verkehrsverlagerung wird auf der Grundlage von Förder-
verträgen gewährt. Im Regelfall beträgt die Höchstlaufzeit dieser
Verträge 38 Monate.

Die Finanzhilfe der Gemeinschaft darf über diese Höchstlaufzeit
von 38 Monaten hinaus nicht verlängert werden.

(5) Der Richtwert der Mindestförderschwelle für eine Aktion
zur Verkehrsverlagerung entspricht 250 Millionen Tonnenkilo-
metern an verlagerter Verkehrsleistung oder, gemäß dem Euro-
Richtbetrag für die Förderung, einem Betrag von
500 000 EUR.

Artikel 6

Katalytische Aktionen

(1) Katalytische Aktionen sind nach dem Programm unter
folgenden Bedingungen förderungswürdig:

a) Die katalytische Aktion wird ihr Ziel innerhalb eines Zeit-
raums von höchstens 48 Monaten erreichen und bleibt nach
einem realistischen Geschäftsplan anschließend voraussicht-
lich lebensfähig.

b) Die katalytische Aktion ist auf europäischer Ebene hinsicht-
lich der Logistik, Technik, Methoden, Ausrüstung, Produkte
oder erbrachten Dienstleistungen innovativ.

c) Von der katalytischen Aktion wird eine tatsächliche, mess-
bare und dauerhafte Verlagerung des Güterverkehrsaufkom-
mens von der Straße auf den Kurzstreckenseeverkehr, die
Schiene, die Binnenschifffahrt oder eine Kombination von
Verkehrsträgern, bei der die Straßenabschnitte möglichst
kurz sind, erwartet. Von der katalytischen Aktion wird eine
Verringerung der Überlastung im Straßenverkehr, nicht aber
eine Verlagerung zwischen den Sektoren Kurzstreckensee-
verkehr, Schiene und Binnenschifffahrt erwartet.

d) Für die katalytische Aktion wird ein realistischer Plan mit
konkreten Zwischenzielen vorgeschlagen und die Notwen-
digkeit einer lenkenden Unterstützung der Kommission
dargelegt.

e) Die katalytische Aktion wird in den relevanten Märkten,
insbesondere zwischen Verkehrsträgern, die eine Alternative
zum ausschließlichen Straßentransport darstellen, oder
innerhalb der einzelnen Verkehrsträgersektoren, zu keiner
Wettbewerbsverzerrung solchen Ausmaßes führen, dass sie
das gemeinsame Interesse schädigt.

f) Stützt sich die Aktion auf Dienstleistungen Dritter, die nicht
dem Konsortium angehören, so legt der Antragsteller Nach-
weise eines transparenten, objektiven und nicht diskriminie-
renden Verfahrens für die Auswahl der betreffenden Dienst-
leistungen vor.
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(2) Im Rahmen der Zielsetzungen des Weißbuchs der
Kommission mit dem Titel „Die europäische Verkehrspolitik bis
2010: Weichenstellungen für die Zukunft“ kommt den katalyti-
schen Aktionen, mit denen neue Konzepte, wie das Konzept
der „Hochgeschwindigkeitsseewege“ umgesetzt werden, eine
besondere Bedeutung zu.

Die katalytischen Aktionen in Verkehrsmärkten sollten vorzugs-
weise in den transeuropäischen Netzen im Sinne der Entschei-
dung Nr. 1692/96/EG (1) oder in den gesamteuropäischen
Verkehrskorridoren und -zonen erfolgen.

(3) Die Ergebnisse und die Methoden katalytischer Aktionen
werden verbreitet, um zur Erreichung der Ziele dieser Verord-
nung beizutragen.

(4) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft für katalytische
Aktionen ist auf höchstens 35 % des Gesamtbetrags der zur
Erreichung der Ziele der Aktion erforderlichen und durch die
Aktion verursachten Ausgaben, einschließlich der vorberei-
tenden Maßnahmen, beschränkt. Für diese Ausgaben kann eine
Finanzhilfe der Gemeinschaft geleistet werden, soweit sie
unmittelbaren Bezug zur Durchführung der Aktion haben. Für
Ausgaben für Infrastruktur-Zusatzmaßnahmen, die für die
Erreichung der Ziele der Aktion erforderlich sind, kann, sofern
sie geringfügig sind, ebenfalls eine Finanzhilfe der Gemeinschaft
bis zu einer Höchstgrenze von 35 % geleistet werden. Für
Ausgaben, die ab dem Zeitpunkt der Vorlage eines Antrags im
Rahmen des Auswahlverfahrens getätigt wurden, kann eine
Finanzhilfe der Gemeinschaft geleistet werden, sofern die
Gemeinschaftsunterstützung endgültig bewilligt wird. Ein
Beitrag zu den Kosten des beweglichen Vermögens erfolgt unter
der Voraussetzung, dass diese Vermögensgegenstände für die
Dauer der Unterstützung und gemäß den Festlegungen des
Fördervertrags hauptsächlich für die Aktion genutzt werden.

(5) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft für katalytische
Aktionen wird auf der Grundlage von Förderverträgen mit
geeigneten Bestimmungen für die Lenkung und Überwachung
gewährt. Im Regelfall beträgt die Höchstlaufzeit dieser Verträge
50 Monate.

Die Finanzhilfe der Gemeinschaft darf über diese Höchstlaufzeit
von 50 Monaten hinaus nicht verlängert werden.

(6) Die im Auswahlverfahren für solche Aktionen zu
berücksichtigenden politisch vorrangigen Ziele werden nach
dem in Artikel 12 Absatz 2 genannten Verfahren festgelegt.

Die Kommission, die von dem Ausschuss nach Artikel 12
Absatz 1 unterstützt wird, kann die politisch vorrangigen Ziele
von Zeit zu Zeit überprüfen.

(7) Der Richtwert der Mindestförderschwelle für eine kataly-
tische Aktion beträgt 1,5 Mio. EUR.

Artikel 7

Gemeinsame Lernaktionen

(1) Gemeinsame Lernaktionen sind nach dem Programm
unter folgenden Bedingungen förderungswürdig:

a) Die Aktion wird zu einer Verbesserung kommerzieller
Dienstleistungen am Markt führen und dauert höchstens 24
Monate.

b) Die Aktion ist auf europäischer Ebene innovativ.

c) Die Aktion wird in den relevanten Märkten, insbesondere
zwischen Verkehrsträgern, die eine Alternative zum
ausschließlichen Straßentransport darstellen, oder innerhalb
der einzelnen Verkehrsträgersektoren, zu keiner Wettbe-
werbsverzerrung solchen Ausmaßes führen, dass sie das
gemeinsame Interesse schädigt.

d) Für die gemeinsame Lernaktion wird ein realistischer Plan
mit konkreten Zwischenzielen vorgeschlagen und die
Notwendigkeit einer lenkenden Unterstützung der Kommis-
sion dargelegt.

(2) Die Ergebnisse und die Methoden gemeinsamer Lernak-
tionen werden verbreitet, um zur Erreichung der Ziele dieser
Verordnung beizutragen.

(3) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft für gemeinsame
Lernaktionen ist auf höchstens 50 % des Gesamtbetrags der zur
Erreichung der Ziele der Aktion erforderlichen und durch die
Aktion verursachten Ausgaben beschränkt. Für diese Ausgaben
kann eine Finanzhilfe der Gemeinschaft geleistet werden, soweit
sie unmittelbaren Bezug zur Durchführung der Aktion haben.
Für Ausgaben, die ab dem Zeitpunkt der Vorlage eines Antrags
im Rahmen des Auswahlverfahrens getätigt wurden, kann eine
Finanzhilfe der Gemeinschaft geleistet werden, sofern die
Gemeinschaftsunterstützung endgültig bewilligt wird. Ein
Beitrag zu den Kosten des beweglichen Vermögens erfolgt unter
der Voraussetzung, dass diese Vermögensgegenstände für die
Dauer der Unterstützung und gemäß den Festlegungen des
Fördervertrags hauptsächlich für die Aktion genutzt werden.

(4) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft für gemeinsame
Lernaktionen wird auf der Grundlage von Förderverträgen mit
geeigneten Bestimmungen für die Lenkung und Überwachung
gewährt. Im Regelfall beträgt die Höchstlaufzeit dieser Verträge
26 Monate.

Die Finanzhilfe der Gemeinschaft darf über diese Höchstlaufzeit
von 26 Monaten hinaus nicht verlängert werden.

(5) Die im Auswahlverfahren für solche Aktionen zu
berücksichtigenden politisch vorrangigen Ziele werden nach
dem in Artikel 12 Absatz 2 genannten Verfahren festgelegt.

Die Kommission, die von dem Ausschuss nach Artikel 12
Absatz 1 unterstützt wird, kann die politisch vorrangigen Ziele
von Zeit zu Zeit überprüfen.

(6) Der Richtwert der Mindestförderschwelle für eine
gemeinsame Lernaktion beträgt 250 000 EUR.

Artikel 8

Einzelvorschriften

Die Kommission erlässt nach dem in Artikel 12 Absatz 2
genannten Verfahren Einzelvorschriften für die Verfahren zur
Einreichung, Auswahl, Durchführung und Verbreitung und für
die Anforderungen an die Einzelberichterstattung und Prüfung
betreffend Aktionen nach dem Programm.
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Artikel 9

Staatliche Beihilfen

Eine Finanzhilfe der Gemeinschaft für Aktionen im Rahmen
des Programms schließt die Gewährung nationaler, regionaler
oder lokaler öffentlicher Mittel oder staatlicher Beihilfen für die
gleichen Aktionen nicht aus, sofern diese Beihilfen mit den
Regelungen des Vertrags für staatliche Beihilfen vereinbar sind
und die für die jeweilige Aktionsart festgelegten Grenzen des
Artikels 5 Absatz 2 bzw. des Artikels 6 Absatz 4 bzw. des Arti-
kels 7 Absatz 3 nicht überschritten werden.

KAPITEL III

EINREICHUNG UND AUSWAHL VON AKTIONEN

Artikel 10

Einreichung von Aktionen

Aktionen sind der Kommission gemäß den nach Artikel 8 erlas-
senen Einzelvorschriften einzureichen. Dabei sind alle notwen-
digen Angaben zu machen, damit die Kommission ihre
Auswahl gemäß Artikel 11 treffen kann.

Artikel 11

Auswahl von Aktionen — Gewährung der Finanzhilfe

Eingereichte Aktionen werden von der Kommission bewertet.
Die Kommission entscheidet über die Gewährung einer Finanz-
hilfe nach dieser Verordnung, indem sie bei der Auswahl der
Aktionen das in Artikel 1 genannte Ziel sowie die in den Arti-
keln 5, 6 oder 7 genannten Bedingungen berücksichtigt. Bei
der Auswahl werden der jeweilige Umweltnutzen der vorge-
schlagenen Aktionen und ihr Beitrag zur Verringerung der
Überlastung im Straßenverkehr berücksichtigt. Der Beschluss
wird nach dem in Artikel 12 Absatz 2 genannten Verfahren
getroffen.

Die Kommission setzt die Begünstigten und die Mitgliedstaaten
von ihrem Beschluss in Kenntnis.

KAPITEL IV

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 12

Ausschuss

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 4 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung
von dessen Artikel 8.

Der Zeitraum nach Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses 1999/
468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 13

Haushalt

Der als finanzieller Bezugsrahmen dienende Betrag für die
Durchführung des Programms Marco Polo beläuft sich für den
Zeitraum vom 1. Januar 2003 bis 31. Dezember 2006 auf 75
Mio. EUR.

Die jährlichen Mittel werden von der Haushaltsbehörde in den
Grenzen der Finanziellen Vorausschau bewilligt.

Artikel 14

Mittel für Begleitmaßnahmen und die Programmbewer-
tung

Bis zu 5 % der in dieser Verordnung vorgesehenen Haushalts-
mittel werden für Begleitmaßnahmen und die unabhängige
Bewertung der Durchführung der Artikel 5, 6 und 7 reserviert.

Artikel 15

Bewertung

(1) Die Kommission informiert den Ausschuss mindestens
einmal im Jahr über die finanzielle Abwicklung des Programms
und gibt eine aktuelle Darstellung des Stands aller im Rahmen
des Programms finanzierten Aktionen.

(2) Die Kommission legt dem Europäischen Parlament, dem
Rat, dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und
dem Ausschuss der Regionen spätestens bis zum 31. Dezember
2006 einen Bewertungsbericht zu den Ergebnissen des
Programms Marco Polo im Hinblick auf das Programmziel vor
und fügt gegebenenfalls einen Vorschlag zur Änderung dieser
Verordnung bei.

Artikel 16

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 22. Juli 2003.

Im Namen des Europäischen Parlaments

Der Präsident
P. COX

Im Namen des Rates

Der Präsident
G. ALEMANNO
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1383/2003 DES RATES
vom 22. Juli 2003

über das Vorgehen der Zollbehörden gegen Waren, die im Verdacht stehen, bestimmte Rechte
geistigen Eigentums zu verletzen, und die Maßnahmen gegenüber Waren, die erkanntermaßen

derartige Rechte verletzen

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 133,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Um das Funktionieren des Systems zu verbessern, das
mit der Verordnung (EG) Nr. 3295/94 des Rates vom
22. Dezember 1994 über Maßnahmen zum Verbot der
Überführung nachgeahmter Waren und unerlaubt herge-
stellter Vervielfältigungsstücke oder Nachbildungen in
den zollrechtlich freien Verkehr oder in ein Nichterhe-
bungsverfahren sowie zum Verbot ihrer Ausfuhr und
Wiederausfuhr (1) eingeführt wurde, sind aus den Erfah-
rungen mit der Anwendung der genannten Verordnung
Folgerungen zu ziehen. Im Interesse der Klarheit sollte
die Verordnung (EG) Nr. 3295/94 aufgehoben und
ersetzt werden.

(2) Durch das Inverkehrbringen nachgeahmter und uner-
laubt hergestellter Waren und allgemein durch das Inver-
kehrbringen von Waren, die Rechte geistigen Eigentums
verletzen, wird den rechtstreuen Herstellern und
Händlern sowie den Rechtsinhabern erheblicher Schaden
zugefügt; außerdem werden die Verbraucher getäuscht
und mitunter Gefahren für ihre Gesundheit und ihre
Sicherheit ausgesetzt. Daher sollte soweit wie möglich
verhindert werden, dass solche Waren auf den Markt
gelangen, und es sollten Maßnahmen zur wirksamen
Bekämpfung dieser illegalen Praktiken ergriffen werden,
ohne jedoch den rechtmäßigen Handel in seiner Freiheit
zu beeinträchtigen. Dieses Ziel steht im Einklang mit
Anstrengungen auf internationaler Ebene, die derzeit
unternommen werden.

(3) In Fällen, in denen das Ursprungs- oder Herkunftsland
der nachgeahmten Waren, der unerlaubt hergestellten
Waren und allgemein der Waren, die ein Recht geistigen
Eigentums verletzen, ein Drittstaat ist, sollten ihr
Verbringen in das Zollgebiet der Gemeinschaft
einschließlich der Umladung, ihre Überführung in den
zollrechtlich freien Verkehr der Gemeinschaft, ihre
Überführung in ein Nichterhebungsverfahren und ihr
Verbringen in eine Freizone oder ein Freilager verboten
und ein geeignetes Verfahren eingeführt werden, um die
Zollbehörden in die Lage zu versetzen, die Einhaltung
dieses Verbots unter den bestmöglichen Bedingungen zu
gewährleisten.

(4) Die Zollbehörden sollten auch tätig werden können,
wenn nachgeahmte Waren, unerlaubt hergestellte Waren
und Waren, die bestimmte Rechte geistigen Eigentums
verletzen, ausgeführt, wiederausgeführt oder aus dem
Zollgebiet der Gemeinschaft verbracht werden.

(5) Das Tätigwerden der Zollbehörden sollte darin bestehen,
im Fall von Waren, die im Verdacht stehen, nachge-
ahmte oder unerlaubt hergestellte Waren oder Waren zu
sein, die bestimmte Rechte geistigen Eigentums
verletzen, für die Zeit, die für die Feststellung erforder-
lich ist, ob es sich tatsächlich um solche Waren handelt,
entweder die Überlassung dieser Waren zur Überführung
in den zollrechtlich freien Verkehr, zur Ausfuhr oder zur
Wiederausfuhr auszusetzen oder diese Waren zurückzu-
halten, wenn sie im Rahmen eines Nichterhebungsver-
fahrens, beim Verbringen in eine Freizone oder ein Frei-
lager, bei einer Wiederausfuhr, für welche die Mitteilung
genügt, oder beim Verbringen in das Zollgebiet oder aus
dem Zollgebiet entdeckt werden.

(6) Die Angaben in dem Antrag auf Tätigwerden, wie z. B.
seine Geltungsdauer und seine Form, müssen für alle
Mitgliedstaaten harmonisiert werden. Dasselbe gilt auch
für die Voraussetzungen für die Annahme des Antrags
durch die Zollbehörden und die Dienststelle, die dafür
zuständig sind, ihn entgegenzunehmen, zu bearbeiten
und zu registrieren.

(7) Den Mitgliedstaaten sollte die Möglichkeit eingeräumt
werden, die betreffenden Waren auch vor Stellung oder
Zulassung eines Antrags für eine bestimmte Zeit zurück-
zuhalten, damit der Rechtsinhaber bei den Zollbehörden
einen Antrag auf Tätigwerden stellen kann.

(8) In Verfahren, die eingeleitet werden, um festzustellen, ob
ein Recht geistigen Eigentums nach einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften verletzt ist, sind die Kriterien maßge-
bend, nach denen sich bestimmt, ob die in dem betref-
fenden Mitgliedstaat hergestellten Waren Rechte
geistigen Eigentums verletzen. Die Bestimmungen der
Mitgliedstaaten über die Zuständigkeit der Justiz-
behörden und die Gerichtsverfahren bleiben von dieser
Verordnung unberührt.

(9) Um die Anwendung dieser Verordnung sowohl für die
Zollverwaltungen als auch für die Rechtsinhaber zu
erleichtern, sollte auch ein flexibleres Verfahren vorge-
sehen werden, nach dem Waren, die bestimmte Rechte
geistigen Eigentums verletzen, vernichtet werden
können, ohne dass ein Verfahren zur Feststellung, ob ein
Recht geistigen Eigentums nach den Rechtsvorschriften
des betreffenden Mitgliedstaats verletzt ist, eingeleitet
werden muss.

(10) Es müssen die Maßnahmen festgelegt werden, denen
Waren unterworfen werden, die erwiesenermaßen nach-
geahmt oder unerlaubt hergestellt sind oder allgemein
bestimmte Rechte geistigen Eigentums verletzen. Diese
Maßnahmen sollten nicht nur den für den Handel mit
diesen Waren Verantwortlichen den aus diesem Geschäft
erwachsenden wirtschaftlichen Gewinn entziehen und
ihr Handeln ahnden, sondern auch wirksam von künf-
tigen Vorgängen dieser Art abschrecken.
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(11) Um die Zollabfertigung der im persönlichen Gepäck von
Reisenden enthaltenen Waren nicht zu behindern, ist es
angebracht, Waren, die nachgeahmt oder unerlaubt
hergestellt sein oder bestimmte Rechte geistigen Eigen-
tums verletzen könnten und die in den im Gemein-
schaftsrecht für die Gewährung einer Zollbefreiung
vorgesehenen Grenzen aus Drittstaaten eingeführt
werden, aus dem Geltungsbereich dieser Verordnung
auszuschließen, es sei denn, bestimmte konkrete
Hinweise lassen darauf schließen, dass gewerblicher
Handel vorliegt.

(12) Die einheitliche Anwendung der in dieser Verordnung
vorgesehenen gemeinsamen Vorschriften muss sicherge-
stellt und die gegenseitige Amtshilfe zum einen zwischen
den Mitgliedstaaten und zum anderen zwischen den
Mitgliedstaaten und der Kommission verstärkt werden,
um eine möglichst hohe Effizienz dieser Richtlinie zu
gewährleisten, insbesondere durch Anwendung der
Verordnung (EG) Nr. 515/97 des Rates vom 13. März
1997 über die gegenseitige Amtshilfe zwischen Verwal-
tungsbehörden der Mitgliedstaaten und die Zusammenar-
beit dieser Behörden mit der Kommission im Hinblick
auf die ordnungsgemäße Anwendung der Zoll- und der
Agrarregelung (1).

(13) Unter Berücksichtigung unter anderem der Erfahrungen
mit der Anwendung dieser Verordnung sollte die
Möglichkeit geprüft werden, die Liste der unter diese
Verordnung fallenden Rechte geistigen Eigentums zu
erweitern.

(14) Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalit-
äten für die Ausübung der der Kommission übertragenen
Durchführungsbefugnisse (2) festgelegt werden.

(15) Die Verordnung (EG) Nr. 3295/94 sollte aufgehoben
werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

GEGENSTAND UND GELTUNGSBEREICH

Artikel 1

(1) In dieser Verordnung sind die Voraussetzungen festge-
legt, unter denen die Zollbehörden tätig werden können, wenn
Waren in folgenden Situationen im Verdacht stehen, ein Recht
geistigen Eigentums zu verletzen:

a) wenn sie nach Artikel 61 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/
92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des
Zollkodex der Gemeinschaften (3) zur Überführung in den
zollrechtlich freien Verkehr, zur Ausfuhr oder zur Wieder-
ausfuhr angemeldet werden;

b) wenn sie im Rahmen einer zollamtlichen Prüfung von
Waren entdeckt werden, die nach Artikel 37 und Artikel
183 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 in das Zollgebiet
oder aus dem Zollgebiet der Gemeinschaft verbracht
werden, die in ein Nichterhebungsverfahren im Sinne des
Artikels 84 Absatz 1 Buchstabe a) der genannten Verord-
nung überführt werden, deren nach Artikel 182 Absatz 2
der genannten Verordnung mitteilungspflichtige Wieder-
ausfuhr im Gange ist oder die in eine Freizone oder ein Frei-
lager im Sinne des Artikels 166 der genannten Verordnung
verbracht werden.

(2) In dieser Verordnung sind ferner die Maßnahmen festge-
legt, die von den zuständigen Behörden zu treffen sind, wenn
die in Absatz 1 genannten Waren erkanntermaßen ein Recht
geistigen Eigentums verletzen.

Artikel 2

(1) Für die Zwecke dieser Verordnung sind „Waren, die ein
Recht geistigen Eigentums verletzen“:

a) „nachgeahmte Waren“, das heißt:

i) Waren einschließlich ihrer Verpackungen, auf denen
ohne Genehmigung Marken oder Zeichen angebracht
sind, die mit der Marke oder dem Zeichen identisch
sind, die für derartige Waren rechtsgültig eingetragen
sind, oder die in ihren wesentlichen Merkmalen nicht
von einer solchen Marke oder dem Zeichen zu unter-
scheiden sind und damit die Rechte des Inhabers der
betreffenden Marke im Sinne der Verordnung (EG) Nr.
40/94 des Rates vom 20. Dezember 1993 über die
Gemeinschaftsmarke (4) oder nach den Rechtsvor-
schriften des Mitgliedstaats, in dem der Antrag auf Tätig-
werden der Zollbehörden gestellt wird, verletzen;

ii) Kennzeichnungsmittel (einschließlich Emblemen,
Anhängern, Aufklebern, Prospekten, Bedienungs- oder
Gebrauchsanweisungen oder Garantiedokumenten, die
ein solches Kennzeichnungsmittel tragen), auch geson-
dert gestellt, auf welche die unter Ziffer i) genannten
Umstände zutreffen;

iii) die mit Marken nachgeahmter Waren versehenen
Verpackungen, die gesondert gestellt werden und auf
welche die unter Ziffer i) genannten Umstände zutreffen;

b) „unerlaubt hergestellte Waren“: insbesondere Waren, die
Vervielfältigungsstücke oder Nachbildungen sind oder solche
enthalten und ohne Zustimmung des Inhabers des Urheber-
rechts oder verwandten Schutzrechts oder eines
Geschmacksmusterrechts, unabhängig davon, ob es nach
einzelstaatlichem Recht eingetragen ist, oder ohne Zustim-
mung einer von dem Rechtsinhaber im Herstellungsland
ermächtigten Person angefertigt werden, sofern die Herstel-
lung dieser Vervielfältigungsstücke oder Nachbildungen das
betreffende Recht im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 6/
2002 des Rates vom 12. Dezember 2001 über Gemein-
schaftsgeschmacksmuster (5) oder nach den Rechtsvor-
schriften des Mitgliedstaats, in dem der Antrag auf Tätig-
werden der Zollbehörden gestellt wird, verletzen würde;
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c) Waren, die in dem Mitgliedstaat, in dem der Antrag auf
Tätigwerden der Zollbehörden gestellt wird,

i) ein Patent nach den Rechtsvorschriften dieses Mitglied-
staats,

ii) ein ergänzendes Schutzzertifikat im Sinne der Verord-
nung (EWG) Nr. 1768/92 des Rates (1) oder der Verord-
nung (EG) Nr. 1610/96 des Europäischen Parlaments
und des Rates (2),

iii) ein nationales Schutzrecht für Sorten nach den Rechts-
vorschriften dieses Mitgliedstaats oder ein gemeinschaft-
liches Schutzrecht im Sinne der Verordnung (EG) Nr.
2100/94 des Rates (3),

iv) eine Ursprungsbezeichnung oder eine geografische
Angabe nach den Rechtsvorschriften dieses Mitglied-
staats oder im Sinne der Verordnungen (EWG) Nr.
2081/92 (4) und (EG) Nr. 1493/1999 des Rates (5),

v) eine geografische Angabe im Sinne der Verordnung
(EWG) Nr. 1576/89 des Rates (6)

verletzen.

(2) Für die Zwecke dieser Verordnung ist „Rechtsinhaber“

a) der Inhaber einer Marke, eines Urheberrechts oder
verwandter Schutzrechte, eines Geschmacksmusterrechts,
eines Patents, eines ergänzenden Schutzzertifikats, eines
Sortenschutzrechts, einer geschützten Ursprungsbezeich-
nung, einer geschützten geografischen Angabe, oder allge-
mein eines der in Absatz 1 genannten Rechte oder

b) jede andere zur Nutzung der unter Buchstabe a) genannten
Rechte geistigen Eigentums befugte Person oder ihr
Vertreter.

(3) Formen oder Matrizen, die speziell zur Herstellung von
Waren, die ein Recht geistigen Eigentums verletzen, bestimmt
oder daran angepasst worden sind, werden diesen Waren
gleichgestellt, sofern die Verwendung dieser Formen oder
Matrizen nach den Rechtsvorschriften der Gemeinschaft oder
des Mitgliedstaats, in dem der Antrag auf Tätigwerden der Zoll-
behörden gestellt wird, die Rechte des Rechtsinhabers verletzt.

Artikel 3

(1) Diese Verordnung gilt nicht für Waren, die mit Zustim-
mung des Markeninhabers mit einer Marke versehen worden
sind, oder für Waren mit geschützter Ursprungsbezeichnung
oder geschützter geografischer Angabe oder für Waren, die
durch ein Patent, ein ergänzendes Schutzzertifikat, ein Urheber-
recht oder verwandte Schutzrechte, durch ein Geschmacksmu-
sterrecht oder ein Sortenschutzrecht geschützt sind und die mit
Zustimmung des Rechtsinhabers hergestellt worden sind, sich
jedoch ohne dessen Zustimmung in einer der in Artikel 1
Absatz 1 genannten Situationen befinden.

Ferner gilt sie nicht für die in Unterabsatz 1 genannten Waren,
die unter anderen als den mit dem betreffenden Rechtsinhaber
vereinbarten Bedingungen hergestellt oder durch ein anderes in
Artikel 2 Absatz 1 genanntes Recht geistigen Eigentums
geschützt sind.

(2) Enthält das persönliche Gepäck von Reisenden Waren
ohne kommerziellen Charakter in den Grenzen, die für die
Gewährung einer Zollbefreiung festgelegt sind, und liegen keine
konkreten Hinweise vor, die darauf schließen lassen, dass diese
Waren Gegenstand eines gewerblichen Handels sind, so
betrachten die Mitgliedstaaten diese Waren als aus dem
Geltungsbereich dieser Verordnung ausgeschlossen.

KAPITEL II

ANTRAG AUF TÄTIGWERDEN DER ZOLLBEHÖRDEN

A b sch ni t t 1

Maßnahmen, die einem Antrag auf Tätigwerden der Zoll-
behörden vorausgehen

Artikel 4

(1) Ergibt sich, bevor ein Antrag des Rechtsinhabers gestellt
oder zugelassen worden ist, bei einem Tätigwerden der Zoll-
behörden in einer der in Artikel 1 Absatz 1 genannten Situa-
tionen der hinreichend begründete Verdacht, dass Waren ein
Recht geistigen Eigentums verletzen, so können die Zoll-
behörden für drei Arbeitstage nach Eingang der Benachrichti-
gung bei dem Rechtsinhaber sowie dem Anmelder oder dem
Besitzer der Waren, sofern diese bekannt sind, die Überlassung
der Waren aussetzen oder die Waren zurückhalten, um dem
Rechtsinhaber die Möglichkeit zu geben, einen Antrag auf
Tätigwerden nach Artikel 5 zu stellen.

(2) Ohne andere Informationen als die tatsächliche oder
geschätzte Zahl und die Art der Gegenstände preiszugeben,
können die Zollbehörden den Rechtsinhaber nach Maßgabe der
in dem betreffenden Mitgliedstaat geltenden Vorschriften bitten,
ihnen Informationen zu übermitteln, die ihren Verdacht
bestätigen könnten, bevor sie ihn über die mögliche Rechtsver-
letzung unterrichten.

A b sch ni t t 2

Stellung und Bearbeitung des Antrags auf Tätigwerden der
Zollbehörden

Artikel 5

(1) Der Rechtsinhaber kann in jedem Mitgliedstaat bei der
zuständigen Zolldienststelle einen schriftlichen Antrag auf
Tätigwerden der Zollbehörden stellen, wenn sich Waren in
einer der in Artikel 1 Absatz 1 genannten Situationen befinden
(Antrag auf Tätigwerden).
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(2) Jeder Mitgliedstaat benennt die Zolldienststelle, die dafür
zuständig ist, den Antrag auf Tätigwerden entgegenzunehmen
und zu bearbeiten.

(3) Sind Systeme für den elektronischen Datenaustausch
vorhanden, so fordern die Mitgliedstaaten den Rechtsinhaber
auf, den Antrag auf Tätigwerden auf elektronischem Wege
einzureichen.

(4) Ist der Antragsteller Rechtsinhaber einer Gemeinschafts-
marke, eines gemeinschaftlichen Geschmacksmusterrechts,
eines gemeinschaftlichen Sortenschutzrechts oder eines gemein-
schaftlichen Schutzrechts an einer Ursprungsbezeichnung oder
einer geografischen Angabe, so kann außer dem Tätigwerden
der Zollbehörden des Mitgliedstaats, in dem der Antrag gestellt
wird, auch das Tätigwerden der Zollbehörden eines oder
mehrerer anderer Mitgliedstaaten beantragt werden.

(5) Der Antrag auf Tätigwerden ist auf dem Formblatt zu
stellen, das nach dem in Artikel 21 Absatz 2 genannten
Verfahren festgelegt wird; der Antrag muss alle Angaben
enthalten, die es den Zollbehörden ermöglichen, die betref-
fenden Waren leicht zu erkennen, insbesondere

i) eine genaue und ausführliche technische Beschreibung der
Waren,

ii) genaue Informationen zur Art des Betrugs, von denen der
Rechtsinhaber möglicherweise Kenntnis hat,

iii) Name und Adresse der vom Rechtsinhaber benannten
Kontaktperson.

Der Antrag auf Tätigwerden muss ferner die Erklärung des
Antragstellers nach Artikel 6 und den Nachweis enthalten, dass
der Antragsteller Inhaber des geltend gemachten Rechts an den
betreffenden Waren ist.

Im Fall des Absatzes 4 ist in dem Antrag auf Tätigwerden anzu-
geben, für welche(n) Mitgliedstaat(en) das Tätigwerden der Zoll-
behörden beantragt wird, sowie die Namen und Anschriften
des Rechtsinhabers in jedem der betroffenen Mitgliedstaaten.

Zur Information sollten weitere Angaben übermittelt werden,
sofern sie dem Rechtsinhaber bekannt sind, zum Beispiel:

a) Wert der Originalware ohne Steuern auf dem legalen Markt
des Mitgliedstaats, in dem der Antrag auf Tätigwerden
gestellt worden ist,

b) Ort, an dem sich die Waren befinden, oder vorgesehener
Bestimmungsort,

c) Nämlichkeitszeichen der Sendung oder der Packstücke,

d) vorgesehener Tag der Ankunft oder des Abgangs der
Waren,

e) benutztes Beförderungsmittel,

f) Person des Einführers, des Ausführers oder des Besitzers der
Waren,

g) Herstellungsland oder -länder, benutzte Handelswege,

h) technische Unterschiede zwischen den echten und den
verdächtigen Waren.

(6) Es können auch besondere Angaben verlangt werden, die
für das in dem Antrag auf Tätigwerden genannte Recht
geistigen Eigentums spezifisch sind.

(7) Die mit einem Antrag auf Tätigwerden befasste
zuständige Zolldienststelle bearbeitet diesen Antrag und teilt
dem Antragsteller ihre Entscheidung innerhalb von 30 Arbeits-
tagen nach Erhalt des Antrags schriftlich mit.

Eine Gebühr zur Deckung der durch die Bearbeitung des
Antrags entstehenden Verwaltungskosten wird vom Rechtsin-
haber nicht verlangt.

(8) Enthält der Antrag nicht die in Absatz 5 vorgeschrie-
benen Angaben, so kann die zuständige Zolldienststelle
beschließen, den Antrag auf Tätigwerden nicht zu bearbeiten;
in diesem Fall muss sie ihre Entscheidung begründen und die
verfügbaren Rechtsmittel angeben. Der Antrag kann erst dann
erneut vorgelegt werden, wenn er ordnungsgemäß vervollstän-
digt worden ist.

Artikel 6

(1) Anträgen auf Tätigwerden ist eine nach Maßgabe des
einzelstaatlichen Rechts in schriftlicher Form oder auf elektroni-
schem Weg einzureichende Erklärung des Rechtsinhabers
beizufügen, mit der er die etwaige Haftung gegenüber den von
einer in Artikel 1 Absatz 1 genannten Situation betroffenen
Personen für den Fall übernimmt, dass das nach Artikel 9
Absatz 1 eingeleitete Verfahren aufgrund einer Handlung oder
Unterlassung des Rechtsinhabers eingestellt oder dass festge-
stellt wird, dass die betreffenden Waren kein Recht geistigen
Eigentums verletzen.

In dieser Erklärung sagt er ferner zu, alle Kosten zu tragen, die
nach dieser Verordnung daraus entstehen, dass die Waren nach
Artikel 9 und gegebenenfalls nach Artikel 11 unter zollamtli-
cher Überwachung bleiben.

(2) Im Fall eines Antrags nach Artikel 5 Absatz 4 sagt der
Rechtsinhaber in der Erklärung zu, gegebenenfalls für eine
Übersetzung zu sorgen und die Kosten dafür zu tragen; diese
Erklärung gilt für jeden Mitgliedstaat, in dem die dem Antrag
stattgebende Entscheidung Anwendung findet.

Artikel 7

Die Artikel 5 und 6 finden auf Verlängerungsanträge entspre-
chende Anwendung.

A b sch ni t t 3

Annahme des Antrags auf Tätigwerden

Artikel 8

(1) Gibt die zuständige Zolldienststelle dem Antrag auf
Tätigwerden statt, so setzt sie den Zeitraum fest, in dem die
Zollbehörden tätig werden müssen. Dieser Zeitraum wird auf
höchstens ein Jahr festgesetzt. Ist dieser Zeitraum abgelaufen,
so kann er auf Antrag des Rechtsinhabers von der Dienststelle,
welche die erste Entscheidung getroffen hat, nach Tilgung aller
Verbindlichkeiten des Rechtsinhabers im Rahmen dieser
Verordnung verlängert werden.
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Der Rechtsinhaber unterrichtet die in Artikel 5 Absatz 2
genannte zuständige Zolldienststelle, wenn sein Recht nicht
mehr rechtsgültig eingetragen ist oder erlischt.

(2) Die dem Antrag des Rechtsinhabers auf Tätigwerden
stattgebende Entscheidung wird unverzüglich den Zollstellen
des/der Mitgliedstaat(en) mitgeteilt, bei denen die Waren, von
denen im Antrag angegeben ist, dass sie ein Recht geistigen
Eigentums verletzen, voraussichtlich abgefertigt werden.

Gibt die zuständige Zolldienststelle einem Antrag auf Tätig-
werden nach Artikel 5 Absatz 4 statt, so wird der Zeitraum, in
dem die Zollbehörden tätig werden müssen, auf ein Jahr festge-
setzt; ist dieser Zeitraum abgelaufen, so wird er von der Dienst-
stelle, die den ersten Antrag bearbeitet hat, auf schriftlichen
Antrag des Rechtsinhabers verlängert. Artikel 250 erster
Gedankenstrich der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 findet auf
die diesem Antrag stattgebende Entscheidung sowie auf die
Entscheidungen zu ihrer Verlängerung oder Aufhebung
entsprechende Anwendung.

Wird dem Antrag auf Tätigwerden stattgegeben, so obliegt es
dem Antragsteller, diese Entscheidung und weitere zweckdien-
liche Unterlagen sowie gegebenenfalls Übersetzungen den
zuständigen Zolldienststellen des/der Mitgliedstaat(en) zu über-
mitteln, in dem/denen der Antragsteller das Tätigwerden der
Zollbehörden beantragt hat. Mit Zustimmung des Antragstellers
kann diese Übermittlung jedoch direkt von der Zolldienststelle
vorgenommen werden, welche die Entscheidung getroffen hat.

Auf Verlangen der Zollbehörden der betreffenden Mitglied-
staaten übermittelt der Antragsteller alle Zusatzinformationen,
die für die Ausführung der genannten Entscheidung erforder-
lich sind.

(3) Der in Absatz 2 Unterabsatz 2 genannte Zeitraum
beginnt an dem Tag, an dem die dem Antrag stattgebende
Entscheidung getroffen wird. Diese Entscheidung tritt in dem/
den Mitgliedstaat(en), an die sie gerichtet ist, erst in Kraft, wenn
sie nach Absatz 2 Unterabsatz 3 übermittelt wurde und der
Rechtsinhaber die Formalitäten nach Artikel 6 erfüllt hat.

Die Entscheidung wird danach unverzüglich den Zollstellen
mitgeteilt, bei denen die Waren, die im Verdacht stehen, ein
Recht geistigen Eigentums zu verletzen, voraussichtlich abgefer-
tigt werden.

Dieser Absatz findet auf die Entscheidung zur Verlängerung der
ersten Entscheidung entsprechende Anwendung.

KAPITEL III

VORAUSSETZUNGEN FÜR DAS TÄTIGWERDEN DER ZOLLBE-
HÖRDEN UND DER FÜR DIE ENTSCHEIDUNG IN DER SACHE

ZUSTÄNDIGEN STELLE

Artikel 9

(1) Stellt eine Zollstelle, der die dem Antrag des Rechtsinha-
bers stattgebende Entscheidung nach Artikel 8 übermittelt
worden ist, gegebenenfalls nach Anhörung des Antragstellers
fest, dass in der Entscheidung genannte Waren, die sich in einer
der in Artikel 1 Absatz 1 genannten Situationen befinden, im

Verdacht stehen, ein Recht geistigen Eigentums zu verletzen, so
setzt sie die Überlassung dieser Waren aus oder hält diese
Waren zurück.

Die Zollstelle unterrichtet unverzüglich die zuständige Zoll-
dienststelle, die den Antrag auf Tätigwerden bearbeitet hat.

(2) Die zuständige Zolldienststelle oder die in Absatz 1
genannte Zollstelle unterrichtet den Rechtsinhaber sowie den
Anmelder oder den Besitzer der Waren im Sinne des Artikels
38 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 von ihrem Tätig-
werden; sie ist befugt, ihnen die tatsächliche oder geschätzte
Menge und die tatsächliche oder vermutete Art der Waren
mitzuteilen, deren Überlassung ausgesetzt ist oder die zurück-
gehalten werden, ohne dass die Übermittlung dieser Informa-
tionen sie jedoch zur Befassung der für die Entscheidung in der
Sache zuständigen Stelle verpflichtet.

(3) Zum Zweck der Feststellung, ob ein Recht geistigen
Eigentums nach den Rechtsvorschriften des betreffenden
Mitgliedstaats verletzt ist, teilt die Zollstelle oder die Dienst-
stelle, die den Antrag bearbeitet hat, dem Rechtsinhaber unter
Beachtung der Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats über den
Schutz personenbezogener Daten und den Schutz des
Geschäfts- und Betriebs- sowie des Berufs- und Dienstgeheim-
nisses auf Antrag, sofern sie bekannt sind, Name und Anschrift
des Empfängers sowie des Versenders, des Anmelders oder des
Besitzers der Waren, den Ursprung und die Herkunft der
Waren mit, die im Verdacht stehen, ein Recht geistigen Eigen-
tums zu verletzen.

Die Zollstelle gibt dem Antragsteller und den von einer in
Artikel 1 Absatz 1 genannten Situation betroffenen Personen
die Möglichkeit, die Waren, deren Überlassung ausgesetzt ist
oder die zurückgehalten werden, zu inspizieren.

Die Zollstelle kann bei der Prüfung der Waren Proben oder
Muster entnehmen und sie nach Maßgabe der in dem betref-
fenden Mitgliedstaat geltenden Vorschriften auf ausdrücklichen
Antrag des Rechtsinhabers diesem ausschließlich zu dem
Zweck, das weitere Verfahren zu erleichtern, und zum Zweck
der Analyse übergeben oder übermitteln. Sofern die Umstände
es gestatten, müssen die Proben oder Muster, gegebenenfalls
vorbehaltlich der in Artikel 11 Absatz 1 zweiter Gedanken-
strich genannten Anforderungen, nach Abschluss der techni-
schen Analyse zurückgegeben werden, bevor gegebenenfalls die
Waren überlassen werden oder ihre Zurückhaltung aufgehoben
wird. Analysen dieser Proben oder Muster werden unter der
alleinigen Verantwortung des Rechtsinhabers durchgeführt.

Artikel 10

Ob ein Recht geistigen Eigentums nach einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften verletzt ist, richtet sich nach den Rechtsvor-
schriften des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet sich die
Waren in einer der in Artikel 1 Absatz 1 genannten Situationen
befinden.

Diese Rechtsvorschriften gelten auch für die unverzügliche
Unterrichtung der in Artikel 9 Absatz 1 genannten Dienststelle
oder Zollstelle über die Einleitung des Verfahrens nach Artikel
13, sofern dieses nicht von dieser Dienststelle oder Zollstelle
durchgeführt wird.
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Artikel 11

(1) Für den Fall, dass Zollbehörden Waren, die im Verdacht
stehen, ein Recht geistigen Eigentums zu verletzen, zurückge-
halten oder deren Überlassung ausgesetzt haben, als sich diese
in einer der in Artikel 1 Absatz 1 genannten Situationen
befanden, können die Mitgliedstaaten gemäß ihren innerstaatli-
chen Rechtsvorschriften ein vereinfachtes Verfahren vorsehen,
nach dem die Zollbehörden diese Waren mit Zustimmung des
Rechtsinhabers unter zollamtlicher Überwachung vernichten
lassen können, ohne dass festgestellt werden muss, ob ein Recht
geistigen Eigentums nach den Rechtsvorschriften des betref-
fenden Mitgliedstaats verletzt ist. Dazu müssen die Mitglied-
staaten gemäß ihrer innerstaatlichen Rechtsvorschriften dafür
sorgen, dass folgende Bedingungen erfüllt sind:

— Innerhalb von zehn Arbeitstagen oder im Fall leicht ver-
derblicher Waren innerhalb von drei Arbeitstagen nach
Eingang der Benachrichtigung gemäß Artikel 9 muss der
Rechtsinhaber den Zollbehörden schriftlich mitteilen, dass
die Waren, die Gegenstand des Verfahrens sind, ein in
Artikel 2 Absatz 1 genanntes Recht geistigen Eigentums
verletzen, und diesen Behörden die schriftliche Zustimmung
des Anmelders, des Besitzers oder des Eigentümers der
Waren zur Vernichtung der Waren übermitteln. Mit Geneh-
migung der Zollbehörden kann der Anmelder, der Besitzer
oder der Eigentümer der Waren diese Information direkt
der Zollbehörde übermitteln. Diese Zustimmung gilt als
erteilt, wenn der Anmelder, der Besitzer oder der Eigen-
tümer der Waren eine Vernichtung innerhalb der vorge-
schriebenen Frist nicht ausdrücklich abgelehnt hat. Gege-
benenfalls kann diese Frist um weitere zehn Arbeitstage
verlängert werden.

— Die Vernichtung muss — sofern die innerstaatlichen
Rechtsvorschriften nichts anderes vorsehen — auf Kosten
und auf Verantwortung des Rechtsinhabers erfolgen,
nachdem systematisch Proben oder Muster entnommen
worden sind, die von den Zollbehörden so aufbewahrt
werden, dass sie in Gerichtsverfahren in dem Mitgliedstaat,
in dem sich dies als notwendig erweisen könnte, als
zulässige Beweismittel vorgelegt werden können.

(2) In allen übrigen Fällen, wie bei Widerspruch des Anmel-
ders, Besitzers oder Eigentümers gegen die Vernichtung, findet
das Verfahren des Artikels 13 Anwendung.

Artikel 12

Die dem Rechtsinhaber nach Artikel 9 Absatz 3 Unterabsatz 1
übermittelten Informationen werden von diesem nur für die in
den Artikeln 10 und 11 sowie in Artikel 13 Absatz 1 vorgese-
henen Zwecke verwendet.

Jede andere Verwendung, die gemäß den innerstaatlichen
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem die Situation
entstanden ist, nicht gestattet ist, kann auf der Grundlage des
Rechts des Mitgliedstaats, in dem sich die betreffenden Waren
befinden, die zivilrechtliche Haftung des Rechtsinhabers
auslösen und dazu führen, dass der Antrag auf Tätigwerden für
die bis zu seiner Verlängerung verbleibende Geltungsdauer in
dem Mitgliedstaat, in dem die betreffenden Handlungen stattge-
funden haben, ausgesetzt wird.

Bei weiteren Verstößen gegen diese Bestimmung kann die
zuständige Zolldienststelle die Verlängerung ablehnen. Im Fall
eines Antrags auf Tätigwerden nach Artikel 5 Absatz 4 muss
sie auch die anderen auf dem Formblatt angegebenen Mitglied-
staaten benachrichtigen.

Artikel 13

(1) Ist die in Artikel 9 Absatz 1 genannte Zollstelle nicht
innerhalb von zehn Arbeitstagen nach Eingang der Benachrich-
tigung von der Aussetzung der Überlassung oder von der
Zurückhaltung darüber unterrichtet worden, dass ein Verfahren
nach Artikel 10 eingeleitet worden ist, in dem festgestellt
werden soll, ob ein Recht geistigen Eigentums nach den Rechts-
vorschriften des betreffenden Mitgliedstaats verletzt ist, oder hat
sie nicht gegebenenfalls innerhalb dieser Frist die Zustimmung
des Rechtsinhabers nach Artikel 11 Absatz 1 erhalten, so wird
die Überlassung der Waren bewilligt oder die Zurückhaltung
aufgehoben, sofern alle Zollförmlichkeiten erfüllt sind.

Gegebenenfalls kann diese Frist um höchstens zehn Arbeitstage
verlängert werden.

(2) Bei leicht verderblichen Waren, die im Verdacht stehen,
ein Recht geistigen Eigentums zu verletzen, beträgt die in
Absatz 1 genannte Frist drei Arbeitstage. Diese Frist kann nicht
verlängert werden.

Artikel 14

(1) Bei Waren, die im Verdacht stehen, ein Geschmacks-
musterrecht, ein Patent, ein ergänzendes Schutzzertifikat oder
ein Sortenschutzrecht zu verletzen, kann der Anmelder, der
Eigentümer, der Einführer, der Besitzer oder der Empfänger der
Waren gegen Leistung einer Sicherheit die Überlassung der
betreffenden Waren oder die Aufhebung ihrer Zurückhaltung
erwirken, sofern

a) die in Artikel 9 Absatz 1 genannte Dienststelle oder Zoll-
stelle nach Artikel 13 Absatz 1 darüber unterrichtet worden
ist, dass innerhalb der Frist des Artikels 13 Absatz 1 ein
Verfahren eingeleitet wurde, in dem festgestellt werden soll,
ob ein Recht geistigen Eigentums nach den Rechtsvor-
schriften des betreffenden Mitgliedstaats verletzt ist;

b) die hierzu befugte Stelle bei Ablauf der Frist des Artikels 13
Absatz 1 keine Sicherungsmaßnahmen zugelassen hat;

c) alle Zollförmlichkeiten erfüllt sind.

(2) Die in Absatz 1 vorgesehene Sicherheit muss so
bemessen sein, dass die Interessen des Rechtsinhabers ausrei-
chend geschützt sind.

Die Leistung dieser Sicherheit lässt die Möglichkeit unberührt,
andere Rechtsbehelfe in Anspruch zu nehmen, die dem Rechts-
inhaber zur Verfügung stehen.

Ist das Verfahren, in dem festgestellt werden soll, ob ein Recht
geistigen Eigentums nach den Rechtsvorschriften des betref-
fenden Mitgliedstaats verletzt ist, auf andere Weise als auf
Antrag des Inhabers eines Geschmacksmusterrechts, eines
Patents, eines ergänzenden Schutzzertifikats oder eines Sorten-
schutzrechts eingeleitet worden, so wird die Sicherheit freige-
geben, sofern die Person, die das Verfahren eingeleitet hat, nicht
innerhalb von 20 Arbeitstagen, nachdem sie die Benachrichti-
gung von der Aussetzung der Überlassung oder von der
Zurückhaltung erhalten hat, von ihrem Recht Gebrauch macht,
den Rechtsweg zu beschreiten.

Im Fall des Artikels 13 Absatz 1 Unterabsatz 2 kann diese Frist
auf höchstens 30 Arbeitstage verlängert werden.
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Artikel 15

Die Bedingungen für die Lagerung der Waren während der
Aussetzung der Überlassung oder der Zurückhaltung werden
von den Mitgliedstaaten festgelegt, dürfen aber keine Kosten für
die Zollverwaltungen verursachen.

KAPITEL IV

BESTIMMUNGEN ÜBER WAREN, DIE ERKANNTERMASSEN EIN
RECHT GEISTIGEN EIGENTUMS VERLETZEN

Artikel 16

Waren, bei denen nach Abschluss des in Artikel 9 vorgese-
henen Verfahrens festgestellt wurde, dass sie ein Recht geistigen
Eigentums verletzen, dürfen nicht

— in das Zollgebiet der Gemeinschaft eingelassen,

— in den zollrechtlich freien Verkehr überführt,

— aus dem Zollgebiet der Gemeinschaft verbracht,

— ausgeführt,

— wiederausgeführt,

— in ein Nichterhebungsverfahren überführt oder

— in eine Freizone oder ein Freilager verbracht

werden.

Artikel 17

(1) Unbeschadet der anderen Rechtsbehelfe, die der Rechts-
inhaber in Anspruch nehmen kann, treffen die Mitgliedstaaten
die erforderlichen Maßnahmen, damit die zuständigen Stellen

a) die Waren, die erkanntermaßen ein Recht geistigen Eigen-
tums verletzen, nach den einschlägigen innerstaatlichen
Rechtsvorschriften ohne Entschädigung und, sofern die
innerstaatlichen Rechtsvorschriften nichts anderes vorsehen,
ohne Kosten für die Staatskasse vernichten oder auf eine
Weise aus dem Handel ziehen können, die einen Schaden
für den Rechtsinhaber verhindert;

b) hinsichtlich dieser Waren sonstige Maßnahmen treffen
können, mit denen den betreffenden Personen wirksam der
aus dem Vorgang erwachsende wirtschaftliche Gewinn
entzogen wird.

Um den betreffenden Personen wirksam den aus dem
Vorgang erwachsenden wirtschaftlichen Gewinn zu
entziehen, ist es abgesehen von Ausnahmefällen nicht als
ausreichend anzusehen, wenn nur die Marken entfernt
werden, mit denen die nachgeahmten Waren zu Unrecht
versehen sind.

(2) Auf Waren, die erkanntermaßen ein Recht geistigen
Eigentums verletzen, kann zugunsten der Staatskasse verzichtet
werden. In diesem Fall findet Absatz 1 Buchstabe a) Anwen-
dung.

KAPITEL V

SANKTIONEN

Artikel 18

Jeder Mitgliedstaat setzt Sanktionen für Verstöße gegen diese
Verordnung fest. Diese Sanktionen müssen wirksam, verhältnis-
mäßig und abschreckend sein.

KAPITEL VI

HAFTUNG DER ZOLLBEHÖRDEN UND DES RECHTSINHA-
BERS

Artikel 19

(1) Die Annahme eines Antrags auf Tätigwerden verleiht
dem Rechtsinhaber für den Fall, dass Waren, die ein Recht
geistigen Eigentums verletzen, von einer Zollstelle nicht
entdeckt und folglich überlassen oder nicht gemäß Artikel 9
Absatz 1 zurückgehalten werden, einen Anspruch auf
Entschädigung nur nach Maßgabe des Rechts des Mitgliedstaats,
in dem der Antrag gestellt worden ist, oder im Fall eines
Antrags nach Artikel 5 Absatz 4 nur nach Maßgabe des Rechts
des Mitgliedstaats, in dem die Waren von einer Zollstelle nicht
entdeckt wurden.

(2) Durch die Ausübung der Zuständigkeiten für den Kampf
gegen Waren, die ein Recht geistigen Eigentums verletzen,
durch eine Zollstelle oder eine sonstige hierzu befugte Stelle
entsteht eine Haftung dieser Zollstelle oder Stelle gegenüber
den von den in Artikel 1 Absatz 1 genannten Situationen und
den Maßnahmen nach Artikel 4 betroffenen Personen für
Schäden, die diesen Personen aus dem Eingreifen der Stelle
entsteht, nur nach Maßgabe des Rechts des Mitgliedstaats, in
dem der Antrag gestellt worden ist, oder im Fall eines Antrags
nach Artikel 5 Absatz 4 nur nach Maßgabe des Rechts des
Mitgliedstaats, in dem der Verlust oder Schaden entstanden ist.

(3) Die etwaige zivilrechtliche Haftung des Rechtsinhabers
richtet sich nach dem Recht des Mitgliedstaats, in dem sich die
Waren in einer der in Artikel 1 Absatz 1 genannten Situationen
befinden.

KAPITEL VII

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 20

Die für die Anwendung dieser Verordnung erforderlichen
Maßnahmen werden nach dem Verfahren des Artikels 21
Absatz 2 festgelegt.
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Artikel 21

(1) Die Kommission wird vom Ausschuss für den Zollkodex
unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 4 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses 1999/
468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.

Artikel 22

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission alle zweck-
dienlichen Angaben zur Anwendung dieser Verordnung.

Die Kommission übermittelt diese Angaben den übrigen
Mitgliedstaaten.

Die Verordnung (EG) Nr. 515/97 findet entsprechende Anwen-
dung.

Die Einzelheiten des Verfahrens für den Informationsaustausch
werden im Rahmen der Durchführungsvorschriften nach dem
in Artikel 21 Absatz 2 genannten Verfahren festgelegt.

Artikel 23

Die Kommission erstattet dem Rat anhand der in Artikel 22
genannten Angaben jährlich Bericht über die Anwendung
dieser Verordnung. Diesem Bericht kann gegebenenfalls ein
Vorschlag zur Änderung der Verordnung beigefügt werden.

Artikel 24

Die Verordnung (EG) Nr. 3295/94 wird mit Wirkung vom 1.
Juli 2004 aufgehoben.

Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung gelten als Be-
zugnahmen auf diese Verordnung.

Artikel 25

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt ab 1. Juli 2004.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 22. Juli 2003.

Im Namen des Rates

Der Präsident
G. ALEMANNO
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1384/2003 DER KOMMISSION
vom 1. August 2003

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1947/2002 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in
ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. August 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. August 2003

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 1. August 2003 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrpreis

0702 00 00 060 52,8
999 52,8

0707 00 05 052 103,8
999 103,8

0709 90 70 052 74,2
999 74,2

0805 50 10 382 56,8
388 63,9
524 49,6
528 50,1
999 55,1

0806 10 10 052 136,5
204 147,8
220 106,2
400 243,9
600 149,6
624 137,6
999 153,6

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 388 81,3
400 92,9
508 56,4
512 76,9
528 70,6
720 66,1
800 183,5
804 94,6
999 90,3

0808 20 50 052 172,3
388 65,8
512 62,2
528 71,4
999 92,9

0809 20 95 052 291,2
400 237,6
404 251,5
999 260,1

0809 30 10, 0809 30 90 052 158,7
064 92,6
999 125,6

0809 40 05 064 80,9
068 72,5
094 66,2
999 73,2

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission (ABl. L 273 vom 16.10.2001, S. 6). Der Code
„999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1385/2003 DER KOMMISSION
vom 1. August 2003

zur Festsetzung der im vierten Quartal 2003 im Rahmen der Zollkontingente für die Einfuhr in
die Gemeinschaft verfügbaren Bananenmengen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 404/93 des Rates vom
13. Februar 1993 über die gemeinsame Marktorganisation für
Bananen (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
2587/2001 (2), insbesondere auf Artikel 20,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 896/2001 der Kommis-
sion (3), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1303/2003 (4), sind Durchführungsbestimmungen zu der
Verordnung (EWG) Nr. 404/93 des Rates hinsichtlich
der Regelung für die Einfuhr von Bananen in die
Gemeinschaft festgelegt worden. Nunmehr sind die im
Rahmen der Zollkontingente gemäß Artikel 18 der
Verordnung (EWG) Nr. 404/93 für Einfuhren im letzten
Quartal 2003 verfügbaren Bananenmengen festzusetzen.

(2) Bei der Festsetzung der im Rahmen der Zollkontingente
A/B und C für das vierte Quartal 2003 verfügbaren
Mengen sollten zum einen die Zollkontingentsmengen
gemäß Artikel 18 der Verordnung (EWG) Nr. 404/93
und zum anderen die für die ersten drei Quartale 2003
erteilten Einfuhrlizenzen berücksichtigt werden.

(3) Da diese Verordnung vor Beginn des Zeitraums für die
Einreichung der Lizenzanträge für das vierte Quartal
2003 anwendbar sein muss, muss sie unverzüglich in
Kraft treten.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Bananen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die im vierten Quartal 2003 im Rahmen der Zollkontin-
gentsregelung für die Einfuhr verfügbaren Bananenmengen sind
im Anhang der vorliegenden Verordnung festgesetzt.

(2) Für die Anträge auf Einfuhrlizenzen im Rahmen der Zoll-
kontingente A/B und C für das vierte Quartal 2003 gilt
Folgendes:

a) Der Antrag eines traditionellen Marktbeteiligten darf sich
höchstens auf eine Menge beziehen, die der Differenz
zwischen der gemäß den Artikeln 4 und 5 der Verordnung
(EG) Nr. 896/2001 festgesetzten Referenzmenge einerseits
und der Summe der in den Einfuhrlizenzen für die ersten
drei Quartale 2003 angegebenen Mengen andererseits
entspricht;

b) der Antrag eines nicht traditionellen Marktbeteiligten darf
sich höchstens auf eine Menge beziehen, die der Differenz
zwischen der gemäß Artikel 9 Absatz 3 der Verordnung
(EG) Nr. 896/2001 festgesetzten und dem Marktbeteiligten
mitgeteilten Jahresmenge einerseits und der Summe der in
den Einfuhrlizenzen für die drei ersten Quartale 2003 ange-
gebenen Mengen andererseits entspricht.

Dem Lizenzantrag ist eine Kopie der dem Marktbeteiligten für
die ersten drei Quartale 2003 erteilten Einfuhrlizenz(en) beizu-
fügen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. August 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

Für das vierte Quartal 2003 verfügbare Bananenmengen nach Zollkontingenten und Gruppen von
Marktbeteiligten

(in Tonnen Nettogewicht)

Zollkontingent Gruppe Menge

A/B traditionell 552 469,545

nicht traditionell 98 137,614

C traditionell 168 652,920

nicht traditionell 17 770,572
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1386/2003 DER KOMMISSION
vom 1. August 2003

zur Einreihung von bestimmten Waren in die Kombinierte Nomenklatur

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom
23. Juli 1987 über die zolltarifliche und statistische Nomen-
klatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2176/2002 der Kommission (2),
insbesondere auf Artikel 9 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Um die einheitliche Anwendung der Kombinierten
Nomenklatur im Anhang zu der Verordnung (EWG) Nr.
2658/87 zu gewährleisten, sind Vorschriften für die
Einreihung der im Anhang zu dieser Verordnung aufge-
führten Waren zu erlassen.

(2) In der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 sind allgemeine
Vorschriften für die Auslegung der Kombinierten
Nomenklatur festgelegt. Diese Vorschriften gelten auch
für die Auslegung jeder anderen Nomenklatur, die die
Kombinierte Nomenklatur — auch nur teilweise oder
unter etwaiger Hinzufügung von Unterteilungen —
übernimmt und die aufgrund besonderer gemeinschaftli-
cher Regelungen aufgestellt wurde, um tarifliche oder
sonstige Maßnahmen im Rahmen des Warenverkehrs
anzuwenden.

(3) In Anwendung dieser allgemeinen Vorschriften sind die
in Spalte 1 der Tabelle im Anhang dieser Verordnung
genannten Waren in die in Spalte 2 angegebenen KN-
Codes mit den in Spalte 3 genannten Begründungen
einzureihen.

(4) Es ist angemessen, dass die von den Zollbehörden der
Mitgliedstaaten erteilten verbindlichen Zolltarifauskünfte,
die die Einreihung von Waren in die Kombinierte
Nomenklatur betreffen und die mit dem in dieser
Verordnung festgesetzten Gemeinschaftsrecht nicht über-
einstimmen, während eines Zeitraums von drei Monaten
von dem Berechtigten gemäß den Bestimmungen des
Artikels 12 Absatz 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/
92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des
Zollkodex der Gemeinschaften (3), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 2700/2000 des Europäischen
Parlaments und des Rates (4), weiterverwendet werden
können.

(5) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für den
Zollkodex —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Spalte 1 der Tabelle im Anhang beschriebenen Waren
werden in die Kombinierte Nomenklatur unter die in Spalte 2
der Tabelle genannten KN-Codes eingereiht.

Artikel 2

Die von den Zollbehörden der Mitgliedstaaten erteilten verbind-
lichen Zolltarifauskünfte, die mit dem in dieser Verordnung
festgesetzten Gemeinschaftsrecht nicht übereinstimmen,
können während eines Zeitraums von drei Monaten gemäß den
Bestimmungen des Artikels 12 Absatz 6 der Verordnung
(EWG) Nr. 2913/92 weiterverwendet werden.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. August 2003

Für die Kommission
Frederik BOLKESTEIN

Mitglied der Kommission
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ANHANG

Warenbezeichnung Einreihung
(KN-Code) Begründung

(1) (2) (3)

1. Digitaler Schablonenvervielfältiger mit einem
Scanner zur Digitalisierung und elektroni-
schen Bearbeitung der zu reproduzierenden
Texte und Bilder. Das Gerät verwendet eine
Schablone (Master) aus kunststoffüberzogener
Folie aus Pflanzenfasern, auf die durch einen
Thermokopf die Daten übertragen („einge-
brannt“) werden. Die gebrannte Schablone
wird zu einer Drucktrommel weitergeleitet
und dort befestigt. Die zu bedruckenden
Papierbogen werden durch eine Andruckrolle
gegen die Trommel gedrückt.

Das Gerät verfügt über ein Drucksystem mit
verschiedenen Geschwindigkeiten (60, 80,
100 und 120 Kopien pro Minute). Es ist mit
einer Steuervorrichtung mit einer Flüssigkri-
stallanzeige, einem automatischen Sortierer,
Papierbehältern und einem Aufnahmebehälter
mit Seitenführungen ausgestattet.

Das Gerät arbeitet unabhängig („stand alone“),
kann aber auch an eine automatische Daten-
verarbeitungsmaschine angeschlossen werden.

8472 10 00 Einreihung gemäß den Allgemeinen Vorschriften
1 und 6 für die Auslegung der Kombinierten
Nomenklatur; sowie dem Wortlaut der KN-Codes
8472 und 8472 10 00.

Das Gerät ist ein Schablonenvervielfältiger, der
unabhängig („stand-alone-mode“) arbeiten kann.
Daher ist die Einreihung in die Positionen 8443,
8471 und 9009 ausgeschlossen. Siehe auch die
Erläuterungen zum Harmonisierten System zu
Position 8472, Punkt 1.

2. Muskeltrainingssortiment in einem Kunststoff-
tragekoffer, aus einem batteriebetriebenen
Elektronikgerät mit Kabeln, 8 Elektroden und
zwei verstellbaren elastischen Bändern beste-
hend.

Die Elektroden werden mithilfe der Bänder
auf dem menschlichen Körper in Position
gehalten und sind durch Kabel mit dem Elek-
tronikgerät verbunden.

Elektrische Impulse werden durch die Elek-
troden geleitet um wiederholte Kontraktionen
der Muskeln hervorzurufen. Die Impulsstärke
kann erhöht oder verringert werden.

8543 89 95 Einreihung gemäß den Allgemeinen Vorschriften
1 und 6 für die Auslegung der Kombinierten
Nomenklatur; sowie dem Wortlaut der KN-Codes
8543, 8543 89 und 8543 89 95.

Das Sortiment ist von Position 9018 ausge-
nommen, da es nicht für die Verwendung als
medizinisches Instrument, Apparat oder Gerät
dient.

Das Sortiment ist von Position 9019 ausge-
nommen, da es nicht zur Behandlung von
Muskelerkrankungen oder als Massageapparat
oder
-gerät verwendet wird.

Das Sortiment ist von Position 9506 ausge-
nommen, da es nicht zur körperlichen Ertüchti-
gung dient.

3. Neues Gelenkfahrzeug, seiner Beschaffenheit
nach zur Verwendung außerhalb des Straßen-
netzes für den Holztransport sowohl im
Gelände als auch auf Forstwegen bestimmt.

Es hat ein höchstzulässiges Gesamtgewicht
von 19,7 Tonnen und eine Nutzlast von 8,5
Tonnen.

Das Fahrzeug besteht aus
— einer vierrädrigen Schleppereinheit mit

Dieselmotor, Fahrerkabine sowie einem
fest angebrachten Hydraulikkran für
Ladearbeiten,

— einer durch eine Spezialkupplung mit der
Schleppereinheit permanent verbundenen
vierrädrigen Ladeeinheit für den Transport
von Holzstämmen.

(Siehe Abbildung A) (*).

8704 22 91 Einreihung gemäß den Allgemeinen Vorschriften
1 und 6 für die Auslegung der Kombinierten
Nomenklatur sowie dem Wortlaut der KN-Codes
8704, 8704 22 und 8704 22 91.

Das Fahrzeug ist seiner Beschaffenheit nach im
Wesentlichen zum Befördern von Waren
bestimmt und nicht zum Ziehen oder Schieben
von anderen Fahrzeugen, Geräten oder Lasten. Es
erfüllt daher nicht die Voraussetzungen der
Anmerkung 2 zum Kapitel 87.

Es kann darüber hinaus auch nicht als Kraftfahr-
zeug zu besonderen Zwecken der Position 8705
angesehen werden.
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Warenbezeichnung Einreihung
(KN-Code) Begründung

(1) (2) (3)

4. Neues, vierrädriges Kraftfahrzeug mit einem
Kolbenverbrennungsmotor mit Fremdzün-
dung mit einem Hubraum von 286 cm3,
einem Gesamtgewicht von ungefähr 620 kg
und den ungefähren Abmessungen von
263 cm Länge × 122 cm Breite × 122 cm
Höhe. Die Fahrzeugnutzlast beträgt ungefähr
364 kg. Die Abmessungen des offenen Lade-
bereichs betragen 96 cm × 115 cm. Das
Fahrzeug hat eine Höchstgeschwindigkeit von
24,1 km/h.

Es hat eine offene Fahrerkabine und eine Sitz-
bank für zwei Personen (einschließlich
Fahrer). Es verfügt über einen kippbaren Lade-
raum mit herunterklappbarer Rückwand.

(Siehe Abbildung B) (*).

8704 31 91 Einreihung gemäß den Allgemeinen Vorschriften
1 und 6 für die Auslegung der Kombinierten
Nomenklatur sowie dem Wortlaut der KN-Codes
8704, 8704 31 und 8704 31 91.

Das Fahrzeug ist seiner Beschaffenheit nach im
Wesentlichen zur Warenbeförderung bestimmt
und nicht zum Ziehen oder Schieben anderer
Fahrzeuge, Geräte oder Lasten. Daher erfüllt es
nicht die Voraussetzungen der Anmerkung 2 zu
Kapitel 87.

Darüber hinaus ist es seiner Beschaffenheit nach
weder hauptsächlich für die Personenbeförderung
bestimmt (Position 8703) noch ist es ein Kraft-
karren zum Kurzstreckentransport von Waren
(Position 8709).

5. Vierrädriges Kraftfahrzeug mit einem batterie-
betriebenen (48 Volt) Antriebselektromotor,
einem Gesamtgewicht von ungefähr 620 kg
und den ungefähren Abmessungen von
263 cm Länge × 122 cm Breite × 122 cm
Höhe. Die Fahrzeugnutzlast beträgt ungefähr
364 kg. Die Abmessungen des offenen Lade-
bereichs betragen 96 cm × 115 cm. Das
Fahrzeug hat eine Höchstgeschwindigkeit von
24,1 km/h.

Es hat eine offene Fahrerkabine und eine Sitz-
bank für zwei Personen (einschließlich
Fahrer). Es verfügt über einen kippbaren Lade-
raum mit herunterklappbarer Rückwand.

(Siehe Abbildung B) (*).

8704 90 00 Einreihung gemäß den Allgemeinen Vorschriften
1 und 6 für die Auslegung der Kombinierten
Nomenklatur sowie dem Wortlaut der KN-Codes
8704 und 8704 90 00.

Das Fahrzeug ist seiner Beschaffenheit nach im
Wesentlichen zur Warenbeförderung bestimmt
und nicht zum Ziehen oder Schieben anderer
Fahrzeuge, Geräte oder Lasten. Daher erfüllt es
nicht die Voraussetzungen der Anmerkung 2 zu
Kapitel 87.

Darüber hinaus ist es seiner Beschaffenheit nach
weder hauptsächlich für die Personenbeförderung
bestimmt (Position 8703) noch ist es ein Kraft-
karren zum Kurzstreckentransport von Waren
(Position 8709).

6. Eine Zusammenstellung verkleinerter Küchen-
geräte, bestehend aus zwei Kochlöffeln
(17 cm lang), einem Spatel (17 cm lang) und
zwei Schaufeln (Scheffel) (8 bzw. 11 cm
lang), aus Holz, in einer Kunststoffumhüllung
verpackt.

9503 70 00 Einreihung gemäß den Allgemeinen Vorschriften
1 und 6 für die Auslegung der Kombinierten
Nomenklatur sowie dem Wortlaut der KN-Codes
9503 und 9503 70 00.

Die Zusammenstellung ist durch Anmerkung
1 p) zu Kapitel 44 von diesem Kapitel ausge-
nommen.

(*) Die Abbildungen dienen lediglich der Illustration.

A)

B)
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1387/2003 DER KOMMISSION
vom 1. August 2003

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2300/97 mit Durchführungsbestimmungen zur Verord-
nung (EG) Nr. 1221/97 des Rates mit allgemeinen Durchführungsbestimmungen für Maßnahmen

zur Verbesserung der Erzeugung und Vermarktung von Honig

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1221/97 des Rates vom
25. Juni 1997 mit allgemeinen Durchführungsbestimmungen
für Maßnahmen zur Verbesserung der Erzeugung und Vermark-
tung von Honig (1), geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
2070/98 (2), insbesondere auf Artikel 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 2300/97 der Kommis-
sion (3), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1216/2002 (4), sind die notwendigen Bestimmungen für
die Durchführung der nationalen Jahresprogramme
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1221/97 festgelegt
worden. Die gemeinschaftliche Finanzierung dieser
Programme erfolgt nach Maßgabe des im Anhang der
Verordnung (EG) Nr. 2300/97 aufgeführten Bienenbe-
stands jedes Mitgliedstaats.

(2) Aus den Mitteilungen der Mitgliedstaaten zur Aktualisie-
rung der Strukturdaten über die Situation des Sektors
gemäß Artikel 1 Buchstabe a) der Verordnung (EG) Nr.
2300/97 geht hervor, dass sich der Bienenbestand in
den Mitgliedstaaten verändert hat.

(3) Die Verordnung (EG) Nr. 2300/97 ist entsprechend zu
ändern.

(4) Da der Termin für die Durchführung der Maßnahmen
der Jahresprogramme in Artikel 2 Absatz 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 2300/97 auf den 31. August festgesetzt
worden ist, ist die Anwendung der vorliegenden Verord-
nung ab dem Wirtschaftsjahr 2003/04 vorzusehen.

(5) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Geflügelfleisch und Eier —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 2300/97 wird durch den
Text im Anhang der vorliegenden Verordnung ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt erstmals für die Jahresprogramme des Wirtschaftsjahrs
2003/04.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. August 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

„ANHANG I

Mitgliedstaat Bienenbestand

BE 100 000

DK 155 000

DE 893 000

EL 1 380 000

ES 2 397 840

FR 1 150 000

IE 20 000

IT 1 100 000

LU 10 213

NL 80 000

AT 336 139

PT 632 500

FI 47 000

SE 145 000

UK 274 000

EUR 15 8 720 692“
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1388/2003 DER KOMMISSION
vom 1. August 2003

zur Einstellung der Fischerei auf Schellfisch durch Schiffe unter der Flagge Belgiens

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2847/93 des Rates vom
12. Oktober 1993 zur Einführung einer Kontrollregelung für
die gemeinsame Fischereipolitik (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 806/2003 (2), insbesondere auf Artikel 21
Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Verordnung (EG) Nr. 2341/2002 des Rates vom
20. Dezember 2002 zur Festsetzung der Fangmöglich-
keiten und entsprechender Fangbedingungen für
bestimmte Fischbestände und Bestandsgruppen in den
Gemeinschaftsgewässern sowie für Gemeinschaftsschiffe
in Gewässern mit Fangbeschränkungen (2003) (3), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1091/2003 (4),
sind für das Jahr 2003 Quoten für Schellfisch vorge-
geben.

(2) Um die Einhaltung der Fangbeschränkungen für quoten-
gebundene Bestände zu gewährleisten, muss die
Kommission den Zeitpunkt festsetzen, zu dem die zuge-
teilte Quote aufgrund der Fänge der Fischereifahrzeuge
unter der Flagge eines Mitgliedstaats als ausgeschöpft
gilt.

(3) Nach den der Kommission übermittelten Angaben haben
die Schellfischfänge in den ICES-Gebieten VI, VIII, IX, X
und CECAF 34.1.1 (EG-Gewässer) durch Schiffe, die die

Flagge Belgiens führen oder in Belgien registriert sind,
die für 2003 zugeteilte Quote erreicht. Belgien hat die
Befischung dieses Bestands ab dem 24. Juli 2003
verboten. Es empfiehlt sich daher, dieses Datum zu über-
nehmen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Aufgrund der Schellfischfänge in den ICES-Gebieten VII, VIII,
IX, X und CECAF 34.1.1 (EG-Gewässer) durch Schiffe, die die
Flagge Belgiens führen oder in Belgien registriert sind, gilt die
Belgien für 2003 zugeteilte Quote als erschöpft.

Die Fischerei auf Schellfisch in den ICES-Gebieten VII, VIII, IX,
X und CECAF 34.1.1 (EG-Gewässer) durch Schiffe, die die
Flagge Belgiens führen oder in Belgien registriert sind, sowie
die Aufbewahrung an Bord, das Umladen und Anlanden von
Fängen aus diesem Bestand, die von den genannten Schiffen
nach Beginn der Anwendung dieser Verordnung getätigt
werden, sind verboten.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt mit Wirkung vom 24. Juli 2003.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. August 2003

Für die Kommission
Jörgen HOLMQUIST

Generaldirektor für Fischerei
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1389/2003 DER KOMMISSION
vom 1. August 2003

zur Einstellung der Fischerei auf Seezunge durch Schiffe unter der Flagge Belgiens

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2847/93 des Rates vom
12. Oktober 1993 zur Einführung einer Kontrollregelung für
die gemeinsame Fischereipolitik (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 806/2003 (2), insbesondere auf Artikel 21
Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Verordnung (EG) Nr. 2341/2002 des Rates vom
20. Dezember 2002 zur Festsetzung der Fangmöglich-
keiten und entsprechender Fangbedingungen für
bestimmte Fischbestände und Bestandsgruppen in den
Gemeinschaftsgewässern sowie für Gemeinschaftsschiffe
in Gewässern mit Fangbeschränkungen (2003) (3), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1091/2003 (4),
sind für das Jahr 2003 Quoten für Seezunge vorgegeben.

(2) Um die Einhaltung der Fangbeschränkungen für quoten-
gebundene Bestände zu gewährleisten, muss die
Kommission den Zeitpunkt festsetzen, zu dem die zuge-
teilte Quote aufgrund der Fänge der Fischereifahrzeuge
unter der Flagge eines Mitgliedstaats als ausgeschöpft
gilt.

(3) Nach den der Kommission übermittelten Angaben haben
die Seezungenfänge im ICES-Gebiet VII h, j, k durch
Schiffe, die die Flagge Belgiens führen oder in Belgien
registriert sind, die für 2003 zugeteilte Quote erreicht.
Belgien hat die Befischung dieses Bestands ab dem 24.
Juli 2003 verboten. Es empfiehlt sich daher, dieses
Datum zu übernehmen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Aufgrund der Seezungenfänge im ICES-Gebiet VII h, j, k durch
Schiffe, die die Flagge Belgiens führen oder in Belgien registriert
sind, gilt die Belgien für 2003 zugeteilte Quote als erschöpft.

Die Fischerei auf Seezunge im ICES-Gebiet VII h, j, k durch
Schiffe, die die Flagge Belgiens führen oder in Belgien registriert
sind, sowie die Aufbewahrung an Bord, das Umladen und
Anlanden von Fängen aus diesem Bestand, die von den
genannten Schiffen nach Beginn der Anwendung dieser Verord-
nung getätigt werden, sind verboten.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt mit Wirkung vom 24. Juli 2003.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. August 2003

Für die Kommission
Jörgen HOLMQUIST

Generaldirektor für Fischerei
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1390/2003 DER KOMMISSION
vom 1. August 2003

zur Ablehnung von Anträgen auf Erteilung von Ausfuhrlizenzen im Getreidesektor für Erzeug-
nisse des KN-Codes 1003 00 90

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1104/2003 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1162/95 der Kommission
vom 23. Mai 1995 mit besonderen Durchführungsbestim-
mungen über Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen für Getreide und
Reis (3), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 498/
2003 (4), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Anzahl der Anträge auf im Voraus festgesetzte Erstattungen
für Gerste ist bedeutend und von spekulativem Charakter. Es
sollten deshalb alle Anträge abgelehnt werden, die am 31. Juli
2003 eingereicht wurden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Gemäß Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1162/95
wird die am 31. Juli 2003 beantragte Erteilung von Lizenzen
für die Ausfuhr von Erzeugnissen des KN-Codes 1003 00 90
abgelehnt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. August 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. August 2003

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 30. Juli 2003

zur 15. Änderung der Entscheidung 2000/284/EG mit dem Verzeichnis der für die Einfuhr von
Equidensperma aus Drittländern zugelassenen Entnahmestationen

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2003) 2733)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2003/574/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 92/65/EWG des Rates vom 13. Juli
1992 über die tierseuchenrechtlichen Bedingungen für den
Handel mit Tieren, Samen, Eizellen und Embryonen in der
Gemeinschaft sowie für ihre Einfuhr in die Gemeinschaft,
soweit sie diesbezüglich nicht den spezifischen Gemeinschafts-
regelungen nach Anhang A Abschnitt I der Richtlinie 90/425/
EWG unterliegen (1), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 1282/2002 der Kommission (2), insbesondere auf
Artikel 17 Absatz 3 Buchstabe b),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Entscheidung 2000/284/EG der Kommission (3),
zuletzt geändert durch die Entscheidung 2003/540/
EG (4), ist das Verzeichnis der für die Einfuhr von Equi-
densperma aus Drittländern zugelassenen Entnahmesta-
tionen festgelegt worden.

(2) Die zuständigen Behörden Kanadas haben der Kommis-
sion amtlich mitgeteilt, dass bestimmte Einzelheiten der
Zulassung einer Entnahmestation für Equidensperma, die
der Kommission gemäß der Richtlinie 92/65/EWG
gemeldet worden ist, geändert wurden.

(3) Die zuständigen Behörden der Vereinigten Staaten von
Amerika haben der Kommission amtlich mitgeteilt, dass
zwei weitere Entnahmestationen für Equidensperma
gemäß der Richtlinie 92/65/EWG zugelassen wurden.

(4) Das Verzeichnis der zugelassenen Besamungsstationen
ist unter Berücksichtigung der von diesen Drittländern
mitgeteilten neuen Angaben anzupassen, und die
Änderungen sind zur besseren Übersichtlichkeit im
Anhang hervorzuheben.

(5) Die Entscheidung 2000/284/EG ist entsprechend zu
ändern.

(6) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für die Lebensmittelkette und Tiergesund-
heit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang der Entscheidung 2000/284/EG wird durch den
Text im Anhang der vorliegenden Entscheidung ersetzt.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 30. Juli 2003

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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ANHANG

„ANEXO — BILAG — ANHANG — ΠΑΡΑΡΤΗΜΑ — ANNEX — ANNEXE — ALLEGATO — BIJLAGE — ANEXO — LIITE — BILAGA

1. Versión — Udgave — Fassung vom — Έκδοση — Version — Version — Versione — Versie — Versão — Tilanne — Version

2. Código ISO — ISO-kode — ISO-Code — Κωδικός ISO — ISO-code — Code ISO — Codice ISO — ISO-code — Código ISO — ISO-
koodi — ISO-kod

3. Tercer país — Tredjeland — Drittland — Τρίτη χώρα — Third country — Pays tiers — Paese terzo — Derde land — País terceiro — Kolmas
maa — Tredje land

4. Nombre del centro autorizado — Den godkendte stations navn — Name der zugelassenen Besamungsstation — Όνοµα του εγκεκριµένου
κέντρου — Name of approved centre — Nom du centre agréé — Nome del centro riconosciuto — Naam van het erkende centrum — Nome
aprovado — Hyväksytyn aseman nimi — Hingsstationens namn

5. Dirección del centro autorizado — Den godkendte stations adresse — Anschrift der zugelassenen Besamungsstation — ∆ιεύθυνση του εγκε-
κριµένου κέντρου — Address of approved centre — Adresse du centre agréé — Indirizzo del centro riconosciuto — Adres van het erkende
centrum — Endereço aprovado — Hyväksytyn aseman osoite — Hingsstationens adress

6. Autoridad competente en materia de autorización — Godkendelsesmyndighed — Zulassungsbehörde — Εγκρίνουσα αρχή — Approving
authority — Autorité d'agrément — Autorità che rilascia il riconoscimento — Autoriteit die de erkenning heeft verleend — Autoridade de
aprovação — Hyväksyntäviranomainen — Godkännandemyndighet

7. Número de autorización — Godkendelsesnummer — Registriernummer — Αριθµός έγκρισης — Approval number — Numéro
d'agrément — Numero di riconoscimento — Registratienummer — Número de aprovação — Hyväksyntänumero — Godkännandenummer

8. Fecha de la autorización — Godkendelsesdato — Zulassungsdatum — Ηµεροµηνία έγκρισης — Approval date — Date d'agrément — Data di
approvazione — Datum van erkenning — Data da aprovação — Hyväksyntäpäivä — Datum för godkännandet

1: 4/2003

2 3 4 5 6 7 8

AE UNITED ARAB EMIRATES (b)

AR ARGENTINA Haras El Atalaya 91 Cuartel 17
Arrecifes
Buenos Aires

SENASA I-E14
(Integral-Equino 14)

27.3.1998

AU AUSTRALIA Alabar Bloodstock Corporation Koyuga (Near Echuca)
Victoria 3622

AU Beef Breeding Services
Qld DPI

Grindle Rd, Wacol
Qld 4076

AU Kinnordy Stud
Mr H. Schmorl

MS 465, Cambooya
Qld 4358
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AU Equine Artificial Breeding Services ‚Lumeah‘ Miriam Bentley
Hume Highway
Mullengandra NSW 2644

AQIS NSW-AB-H-01 21.2.2001

AU Equine Artificial Breeding Services ‚Alabar
Bloodstock‘

Alan Galloway
Koyuga (near Echuca)
Victoria 3622

AQIS VIC-AB-H-01 30.10.2002

BB BARBADOS (b)

BG BULGARIA

BH BAHRAIN (b)

BM BERMUDA (b)

BO BOLIVIA (b)

BR BRAZIL

BY BELARUS

CA CANADA Ferme Canaco 89 Rang St.-André
St.-Bernard de Lacolle
Co. St.-Jean,
Quebec, J0J 1VO

CFIA 4-EQ-01 23.2.2000

CA Amstrong Brothers 14709 Hurontario Street
Inglewood
Ontario, L0N 1K0

CFIA 5-EQ-01 12.2.1997

CA Zorgwijk Stables Ltd 508 Mt. Pleasant Road, R.R.2
Brantford
Ontario, N3T 5L5

CFIA 5-EQ-02 6.4.1999

CA Tara Hills Stud 13700 Mast Road, R.R.4
Port Perry
Ontario, L9L 1B5

CFIA 5-EQ-03 26.1.2000

CA Taylorlane Farm R.R.#2
Orton
Ontario, L0N 1N0

CFIA 5-EQ-04 13.1.2000
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1: 4/2003

2 3 4 5 6 7 8

CA Earl Lennox R.R.2
Orton
Ontario, L0N 1N0

CFIA 5-EQ-05 15.3.2000

CA Rideau Field Farm 756 Heritage Drive, R.R.4
Merrickville
Ontario, K0G 1N0

CFIA 5-EQ-06 4.5.1998

CA Glengate Farms PO Box 220, 8343 Walker's Line
Campbellville
Ontario, L0P 1B0

CFIA 5-EQ-07 31.1.1995

CA Gencor The Genetic Corporation R.R.#5
Guelph
Ontario, N1H 6J2

CFIA 5-EQ-08 10.1.1997

CA Jou Veterinary Service 2409 Alps Road, R.R.1.
Ayr
Ontario, N0B 1E0

CFIA 5-EQ-09 30.10.2000

CA AE Breeding Farm
Dr Mike Zajac

19619 McGowan Road
Mount Albert
Ontario, L0G 1M0

CFIA 5-EQ-10 2.3.2000

CA Equine Reproduction Services Box 19, Site 4, RR1
Airdrie
Alberta, T4B 2A3

CFIA 8-EQ-01 27.3.2003

CA Maedowview
Ilene Poole

23052 TWP Rd. 521
Sherwood Park
Alberta, T8B 1G6

CFIA 8-EQ-02 1.2.2002

CH SWITZERLAND Eidgenössisches Gestüt/Haras fédéral/Instituto
Federale dell'allevamento equino Avenches

CH-1580 Avenches Bundesamt für
Veterinärwesen

CH-AI-4E 13.2.1997

CH Besamungsstation Pferd
Gestüt Hanaya

Expohof
CH-8165 Schleinikon

Bundesamt für
Veterinärwesen

CH-AI-8E 6.5.1999

CL CHILE

CU CUBA (b)

CY CYPRUS

CZ CZECH REPUBLIC
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DZ ALGERIA

EE ESTONIA

EG EGYPT (b)

FK FALKLAND ISLANDS

GL GREENLAND

HK HONG KONG (b)

HR CROATIA

HU HUNGARY Kabóka KFT Tóth Árpád u. 2
8130 Enying

Ministry of Agri-
culture and Regi-

onal Development

Animal Health and
Food Control

HU 009L 2.4.2003

IL ISRAEL

IS ICELAND Gunnarsholt Saedingastod
Gunnarsholti
851 Hella

Iceland Veterinary
Services

H001 20.12.1999

JO JORDAN (b)

JP JAPAN (b)

KG KYRGYZSTAN (b)

KR REPUBLIC OF KOREA (b)

KW KUWAIT (b)

LB LEBANON (b)

LI LITHUANIA

LV LATVIA

LY LIBYA (b)

MA MOROCCO Centre National d'Insémination Artificielle
Équine de Bouzniaka (CNIAEB)

BP 52
Benslimane 13100

Ministry of Agri-
culture and Rural

Development

0102 27.3.2003
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MK (a) FORMER YUGOSLAV REPUBLIC
OF MACEDONIA

MO MACAO (b)

MT MALTA

MU MAURITIUS

MY MALAYSIA (PENINSULA) (b)

MX MEXICO CEPROSEM
Club Hípico ‚La Silla‘

Monterrey
Nuevo León

SAGARPA 02-19-05-96-E 2.8.2001

NZ NEW ZEALAND Animal Breeding Services Ltd. 3680 State Highway 3
RD2, Hamilton

MAF NZSEQ-001 27.3.2002

NZ Phoenician Stallion Collection Centre 75 Penrith Road
RD2, Napier

MAF NZSEQ-002 2.5.2002

OM OMAN (b)

PE PERU (b)

PL POLAND

PM ST. PIERRE AND MIQUELON

PY PARAGUAY

QA QATAR (b)

RO ROMANIA

RU RUSSIA

SA SAUDI ARABIA (b)

SG SINGAPORE (b)

SI SLOVENIA
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SK SLOVAK REPUBLIC

SY SYRIA (b)

TH THAILAND (b)

TN TUNISIA

UA UKRAINE

US USA The Old Place PO Box 90
Mt Holly, AR 71758

APHIS 00AR001-EQS 19.7.2000

US Ansata Arabian Stud 234 Polk 130
Mena AR 71953

APHIS 03AR002-EQS 20.3.2003

US OS CEDROS, USA 8700 East Black Mountain Road
Scottsdale, AZ 85262

APHIS 02AZ001-EQS 7.1.2002

US Steve Cruse — Show Horses 29251 N. Hayden Road
Scottsdale, AZ 85262

APHIS 02AZ002-EQS 28.1.2002

US Happy Valley Quarter Horses 12970 East Court Street
Mayer, AZ 86333

APHIS 03AZ001-EQS 30.12.2002

US Kellog Arabian Horse Center 3801 W. Temple Ave.
Pomona, CA 71758

APHIS 97CA002-EQS 22.5.1997

US Mariana Farm Valley Center
CA 92082

APHIS 98CA001-EQS 14.11.1997

US Advanced Equine Reproduction 1145 Arroyo Mesa Rd.
Solvang, CA 93463

APHIS 98CA002-EQS 12.8.1997

US Pacific International Genetics 14300 Jackson Rd
Sloughhouse, CA 95683

APHIS 98CA003-EQS 23.1.1998

US Alamo Pintado Equine Clinic 2501 Santa Barbara Ave.
Los Olivos, CA 93441

APHIS 98CA004-EQS 23.2.1998

US Anaheim Hills Saddle Club 6352 E. Nohl Ranch Rd.
Anaheim, CA 92807

APHIS 98CA005-EQS 23.3.1998

US Valley Oak Ranch 10940 26 Mile Road
Oakdale, CA 95361

APHIS 99CA006-EQS 2.4.1999
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US Jeff Oswood Stallion Station 21860 Ave. 160
Porterville, CA 93257

APHIS 99CA007-EQS 8.4.1999

US Magness Racing Ventures 4050 Casey Ave.
Santa Ynez, CA 93460

APHIS 00CA008-EQS 10.12.1999

US Crawford Stallion Services 34520 DePortola
Temecula, CA 92592

APHIS 00CA010-EQS 20.1.2000

US Exclusively Equine Reproduction 28753 Valley Center Rd
Temecula, CA 92082

APHIS 00CA011-EQS 2.3.2000

US Santa Lucia Farms 1924 W. Hwy 154
Santa Ynez, CA 93460

APHIS 01CA012-EQSE 16.2.2001

US Specifically Equine Veterinary Service 910 W. Hwy 246
Buellton, CA 93427

APHIS 01CA013-EQS 20.5.1997

US Bishop Lane Farms 5525 Volkerts Rd
Sabastopol, CA 95472

APHIS 01CA014-EQS 19.3.2001

US Hunter Stallion Station 10163 Badger Creek Lane
Wilton, CA 95693

APHIS 02CA016-EQS 14.2.2002

US OM EL ARAB International 1900 View Dr.
Santa Ynez, CA 93460

APHIS 02CA022-EQS 22.3.2002

US Pacific International Genetics 25725 68th Ave
Los Mollinos, CA 96055

APHIS 03CA017-EQS 21.2.2003

US Winner's Circle Equine Clinic, Inc. 39185 Diamond Valley Road
Hemet, CA 92543

APHIS 03CA020-EQS 12.3.2003

US Bradford Quarter Horses 24860 N. Tully Rd,
Acampo, CA 95220

APHIS 03CA021-EQS 15.3.2003

US Colorado State University
Equine Reproduction Center

3194 Rampart Road
Fort Collins, CO 80523

APHIS 02CO001-EQS 13.2.2002
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US Candlewood Equine 2 Beaver Pond Lane
Bridgewater, CT 06752

APHIS 00CT001-EQS 1.3.2000

US Windbank Farm 1620 Choptank Road
Middletown, DE 19075

APHIS 01DE001-EQS 7.6.2001

US Peterson & Smith Reproduction Center 15107 S.E. 47th Ave.
Summerfield, FL 34491

APHIS 00FL001-EQS 10.1.2000

US Silver Maple Farm 6621 Daniels Road
Naples, FL 34109

APHIS 00FL002-EQS 26.1.2000

US University of Florida
College of Veterinary Medicine

2015 SW 16th Avenue
Gainsville, FL 32601

APHIS 01FL003-EQS 15.5.2001

US Char-o-lot Ranch 34750 Hw. 70
Myakka City, FL 34251

APHIS 03FL004-EQS 15.1.2003

US Double L Quarter Horse 1881 E. Berry Road
Cedar Rapids, IA 52403

APHIS 96IA001-EQS 2.1.1996

US Jim Dudley Quarter Horses Rt. 1, Box 137
Latimer, IA 50452

APHIS 98IA002-EQS 26.5.1998

US Grandview Farms 123 West 200
South Huntington, IN 46750

APHIS 99IN001-EQS 16.12.1999

US Ed Mulick 4333 Straightline Pike
Richmond, IN 47374

APHIS 00IN002-EQS 13.3.2000

US Gumz Farms Quarter Horses 7491 S 100 W
North Judson, IN 46366

APHIS 00IN003-EQS 3.7.2000

US White River Equine Centre 707 Edith Ave.
Noblesville, IN 46060

APHIS 01IN004-EQS 15.3.2001
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US Meadowbrook Farms 3400 S. 143rd Street East
Wichita, KS 67232

APHIS 01KS001-EQS 28.2.2001

US Kentuckiana Farm PO Box 11743
Lexington, KY 40577

APHIS 97KY001-EQS 16.10.1997

US Castleton Farm 2469 Iron Works Pike
PO Box 11889
Lexington, KY 40511

APHIS 98KY002-EQS 13.8.1998

US Autumn Lane Farm 371 Etter Lane
Georgetown, KY 40324

APHIS 01KY001-EQS 19.10.2001

US Hamilton Farm 66 Woodland Mead
PO Box 2639
South Hamilton, MA 01982

APHIS 98MA001-EQS 30.3.1998

US Select Breeders Service, Inc. 1088 Nesbitt Road
Colora, MD 21917

APHIS 98MD001-EQS 3.11.1997

US Imperial Egyptian Stud 2642 Mt. Carmel Road,
Parkton, MD 21120

APHIS 00MD002-EQS 18.7.2000

US Harris Paints 27720 Possum Hill Road
Federalsburg, MD 21632

APHIS 00MD003-EQS 25.9.2000

US Midwest Station II 16917 70th St. NE
Elk River, MN 55330

APHIS 00MN001-EQS 16.5.2000

US Anoka Equine Veterinary Services 16445 NE 70th St.
Elk River, MN 55330

APHIS 01MN001-EQS 17.12.2001

US Cedar Ridge Arabians 20335 Sawmill Rd
Jordan, MN 55352

APHIS 03MN001-EQS 25.9.2001

US Schemel Stables Collection Facility 986 PCR, Co. Rd. 810
Perryville, MO 63775

APHIS 99MO001-EQS 15.12.1999

US Equine Reproduction Facility 137 Speaks Road
Advance, NC 27006

APHIS 97NC001-EQS 21.8.1997

US Walnridge Farm, Inc. Hornerstown-Arneytown Road
Cream Ridge, NJ 08514

APHIS 96NJ003-EQS 14.8.1996
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US Cedar Lane Farm 40 Lambertville Headquarters Rd
Lambertville, NJ 08530

APHIS 96NJ004-EQS 4.9.1996

US Peretti's Farm Route 526, Box 410
Cream Ridge, NJ 08514

APHIS 97NJ005-EQS 17.3.1997

US Kentuckiana Farm of NJ 18 Archertown Road
New Egypt, NJ 08533

APHIS 99NJ006-EQS 30.7.1999

US Southwind Farm 29 Burd Road,
Pennington, NJ 08534

APHIS 00NJ007-EQS 13.7.2000

US Blue Chip Farm 807 Hogagherburgh Road
Wallkill, NY 12589

APHIS 96NY001-EQS 31.8.2000

US Sunny Gables Farm 282 Rt. 416
Montgomery, NY 12549

APHIS 00NY002-EQS 24.7.2000

US Strawberry Banks Farm 1181 Quaker Rd.
E. Aurora, NY 14052

APHIS 03NY003-EQS 24.1.2003

US Autumn Lane Farm 7901 Panhandle Road
Newark, OH 43056

APHIS 99OH001-EQS 19.5.1999

US Good Version 5224 Dearth Road
Springboro, OH 45062

APHIS 01OH001-EQS 3.8.2001

US DeGraff Stables 2734 N.E. Catawba Rd.
Port Clinton, Ohio 43452

APHIS 03OH001-EQS 14.4.2003

US Paws UP Quarter Horses Route 1, Box 43-1
Purcell, OK 73080

APHIS 00OK002-EQS 11.4.2000

US Bryant Ranch 11777 NW Oak Ridge Rd.
Yamhill, OR 97148

APHIS 98OR001-EQS 19.2.1998

US Honalee Equine Semen Collection Facility 14005 SW Tooze Road
Sherwood, OR 97140

APHIS 99OR001-EQS 26.10.1999

US Kosmos Horse Breeders 372 Littlestown Road
Littlestown, PA 17340

APHIS 97PA001-EQS 19.3.1997

US Hanover Shoe Farm Route 194 South
PO Box 339
Hanover, PA 17331

APHIS 97PA002-EQS 28.3.1997
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US Nandi Veterinary Associates 3244 West Sieling Road
New Freedom, PA 17349

APHIS 97PA003-EQS 22.9.1997

US Cryo-Star International 223 Old Philadelphia Pike
Douglassville, PA 19518

APHIS 01PA005-EQS 29.5.2001

US Hempt Farms 250 Hempt Road
Mechanicsburg, PA 17050

APHIS 01PA006-EQS 16.8.2001

US Babcock Ranch Semen Collection Center Rt. 2, Box 357
Gainsville, TX 76240

APHIS 97TX001-EQS 2.6.1997

US Select Breeders Rt. 3, Box 196
Aubrey, TX 76227

APHIS 97TX002-EQS 1.2.1997

US Floyd Moore Ranch Route 2, Box 293
Huntsville, TX 77340

APHIS 98TX003-EQS 12.5.1998

US Bluebonnet Farm 746 FM 529
Bellville, TX 77418

APHIS 00TX007-EQS 25.1.2000

US Alpha Equine Breeding Center 2301 Boyd Road
Granbury, TX 76049

APHIS 00TX008-EQS 28.2.2000

US Joe Landers Breeding Facility 4322 Tintop Road
Weatherford, TX 76087

APHIS 00TX010-EQS 11.4.2000

US Willow Tree Farm 10334 Strittmatter
Pilot Point, TX 76258

APHIS 00TX011-EQS 28.4.2000

US Green Valley Farm 3952 PR 2718
Aubrey, TX 76227

APHIS 00TX012-EQS 28.4.2000

US 6666 Ranch PO Box 130
Guthrie, TX 79236

APHIS 00TX013 -EQS 17.10.2000

US Michael Byatt Arabians 7716 Red Bird Road
New Ulm, TX 78950

APHIS 00TX014-EQSE 9.11.2000

US DLR Ranch 5301 FM 1885
Weatherford, TX 76088

APHIS 01TX015A-EQSE 7.2.2001
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US RB Quarter Horse 1346 Prarie Grove Rd
Valley View, TX 76272

APHIS 01TX017-EQS 22.10.2001

US LKA, Inc. 360 Leea Lane
Weatherford, TX 76087

APHIS 01TX018-EQS 6.11.2001

US Bullard Farms 250 Shady Oak Dr.
Weatherford, TX 76087

APHIS 02TX018-EQS 18.1.2002

US Watkins Equine Breeding Center 453 McCarthy
Weatherford, TX 76088

APHIS 02TX019-EQS 8.2.2002

US Arabians LTD, Inc. 8459 Rock Creek Rd.
Waco, TX 76708

APHIS 02TX020-EQS 26.2.2002

US Tommy Manion, Inc. PO Box 94
Aubrey, TX 76207

APHIS 02TX021-EQS 21.3.2002

US Kedon Farms 2357 Advance
Weatherford, TX 76088

APHIS 02TX022-EQS 18.4.2002

US Crosby Farms 8459 FM 455E
Pilot Point, TX 76258

APHIS 02TX023-EQS 27.6.2002

US Gresham Veterinary Hospital 11187 CR 168
Tyler, TX 75703

APHIS 03TX001-EQS 29.1.2003

US Roanoke AI Labs, Inc. 8535 Martin Creek Road
Roanoke, VA 20401

APHIS 96VA001-EQS 14.11.1996

US Commonwealth Equine Reproduction Center 16078 Rockets Mill Road
Doswell, VA 23047

APHIS 00VA002-EQS 9.8.2000

US Equine Reproduction Concepts 111 Hackleys Mill Road
Amissville, VA 20106

APHIS 02VA003-EQS 12.11.2002

US Hass Quarter Horses W9821 Hwy 29
Shawano, WI 54166

APHIS 97WI001-EQS 29.5.1997

US Batlle Hill Farm HC 40, Box 9
Lewisburg, WV 24901

APHIS 01WV001 13.11.2001

US Snowy Range Ranch 251 Mandel Lane
Laramie, WY 82070

APHIS 01WY001-EQS 1.2.2001
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UY URUGUAY

ZA SOUTH AFRICA (b)

(a) Código provisional que no afecta a la denominación definitiva del país que será asignada cuando concluyan las negociaciones actualmente en curso en las Naciones Unidas — Foreløbig kode, som ikke foregriber den endelige betegnelse af
landet, der skal tildeles, når de igangværende forhandlinger i FN er afsluttet — Provisorischer Code, der in nichts der endgültigen Bezeichnung des Landes vorgreift, die bei Schlussfolgerung der momentan laufenden Verhandlungen in
diesem Zusammenhang im Rahmen der Vereinten Nationen genehmigt wird — Προσωρινός κωδικός που δεν επηρεάζει τον οριστικό τίτλο της χώρας που θα δοθεί µετά την περάτωση των διαπραγµατεύσεων που πραγµατοποιούνται επί του
παρόντος στα Ηνωµένα Έθνη — Provisional code that does not affect the definitive denomination of the country to be attributed after the conclusion of the negotiations currently taking place in the United Nations — Code provisoire ne
préjugeant pas de la dénomination définitive du pays qui sera arrêtée à l'issue des négociations en cours dans le cadre des Nations unies — Codice provvisorio senza effetti sulla denominazione definitiva del paese che sarà attribuita dopo
la conclusione dei negoziati in corso presso le Nazioni Unite — Voorlopige code die geen gevolgen heeft voor de definitieve benaming die aan het land wordt gegeven op grond van de onderhandelingen die momenteel in het kader van
de Verenigde Naties worden gevoerd — Código provisório que não afecta a denominação definitiva do país a ser atribuída após a conclusão das negociações actualmente em curso nas Nações Unidas — Väliaikainen koodi, joka ei vaikuta
maan lopulliseen nimeen, joka annetaan tällä hetkellä Yhdistyneissä Kansakunnissa meneillään olevien neuvottelujen päätteeksi — Provisorisk kod som inte påverkar det slutgiltiga landsnamnet som skall anges när de pågående förhand-
lingarna i Förenta Nationerna slutförts

(b) Sólo esperma procedente de caballos registrados — Kun sæd fra registrerede heste — Nur Samen von registrierten Pferden — Μόνο σπέρµα που συλλέχθηκε από καταγεγραµµένους ίππους — Only semen collected from registered horses —
Sperme provenant de chevaux enregistrés uniquement — Solamente sperma raccolto da cavalli registrati — Enkel sperma verzameld van geregistreerde paarden — Apenas sémen colhido de cavalos registados — Ainoastaan rekisteröi-
dyistä hevosista kerätty siemenneste — Bara sperma insamlad från registrerade hästar“
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 1. August 2003

zur Änderung der Entscheidung 2001/618/EG im Hinblick auf die Aufnahme bestimmter französi-
scher Departements und einer italienischen Provinz in die Liste der Mitgliedstaaten und Regionen,
die frei von der Aujeszky-Krankheit sind, bzw. in die Liste der Regionen, in denen genehmigte

Tilgungsprogramme eingeleitet worden sind

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2003) 2786)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2003/575/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 64/432/EWG des Rates vom 26. Juni
1964 zur Regelung viehseuchenrechtlicher Fragen beim inner-
gemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Rindern und
Schweinen (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1226/2002 der Kommission (2), insbesondere auf Artikel 9
Absatz 2 Artikel 10 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die zusätzlichen Garantien hinsichtlich der Aujeszky-
Krankheit beim innergemeinschaftlichen Handel mit
Schweinen und die Listen der Gebiete in den Mitglied-
staaten, die frei von dieser Krankheit und in denen
genehmigte Tilgungsprogramme für die Krankheit einge-
leitet worden sind, sind in der Entscheidung 2001/618/
EG der Kommission (3), zuletzt geändert durch die
Entscheidung 2003/130/EG (4), festgelegt worden.

(2) In Frankreich wurde mehrere Jahre ein Programm zur
Tilgung der Aujeszky-Krankheit durchgeführt. Mehrere
französische Departements wurden mit der Entscheidung
2001/618/EG als seuchenfrei anerkannt.

(3) Gemäß Artikel 10 der Richtlinie 64/432/EWG hat
Frankreich der Kommission nun Unterlagen betreffend
den Status der Departements Alpes-de-Haute-Provence,
Alpes-Maritimes, Ardèche, Haute-Savoie, Isère, Manche,
Mayenne, Seine-et-Marne und Yvelines als frei von der
Aujeszky-Krankheit übermittelt.

(4) Es wird davon ausgegangen, dass die Krankheit im
Rahmen des Programms in diesen französischen Depar-
tements getilgt worden ist.

(5) Gemäß Artikel 9 der Richtlinie 64/432/EWG hat Frank-
reich der Kommission außerdem Unterlagen zu dem in
den Departements Ain, Côtes-d'Armor, Finistère, Ille-et-

Vilaine, Morbihan und Nord aufgestellten Tilgungspro-
gramm übermittelt und die Genehmigung dieses
Programms beantragt.

(6) Gemäß Artikel 9 der Richtlinie 64/432/EWG hat Italien
der Kommission Unterlagen hinsichtlich des Tilgungs-
programms in der Provinz Bozen übermittelt und die
Genehmigung dieses Programms beantragt.

(7) Die Entscheidung 2002/618/EG ist daher entsprechend
zu ändern.

(8) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für die Lebensmittelkette und Tiergesund-
heit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Anhänge I und II der Entscheidung 2001/618/EG erhalten
die Fassung des Anhangs der vorliegenden Entscheidung.

Artikel 2

Diese Entscheidung gilt ab 1. August 2003.

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 1. August 2003

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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(1) ABl. 121 vom 29.7.1964, S. 1977/64.
(2) ABl. L 179 vom 9.7.2002, S. 13.
(3) ABl. L 215 vom 9.8.2001, S. 48.
(4) ABl. L 52 vom 27.2.2003, S. 9.



ANHANG

„ANHANG I

Mitgliedstaaten oder Regionen, die frei von der Aujeszky-Krankheit sind, und in denen die Impfung verboten
ist

Dänemark: alle Regionen

Deutschland: alle Bundesländer

Frankreich: die Departements Aisne, Allier, Alpes-de-Haute-Provence, Alpes-Maritimes, Ardèche, Ardennes,
Ariège, Aube, Aude, Aveyron, Bas-Rhin, Bouches-du-Rhône, Calvados, Cantal, Charente,
Charente-Maritime, Cher, Corrèze, Côte-d'Or, Creuse, Deux-Sèvres, Dordogne, Doubs, Drôme,
Essonne, Eure, Eure-et-Loir, Gard, Gers, Gironde, Hautes-Alpes Hauts-de-Seine, Haute Garonne,
Haute-Loire, Haute-Marne, Hautes-Pyrénées, Haut-Rhin, Haute-Saône, Haute-Savoie, Haute-
Vienne, Hérault, Indre, Indre-et-Loire, Isère, Jura, Landes, Loire, Loire-Atlantique, Loir-et-Cher,
Loiret, Lot, Lot-et-Garonne, Lozère, Maine-et-Loire, Manche, Marne, Mayenne, Meurthe-et-
Moselle, Meuse, Moselle, Nièvre, Oise, Orne, Paris, Pyrénées-Atlantiques, Pyrénées-Orientales,
Puy-de-Dôme, Réunion, Rhône, Sarthe, Saône-et-Loire, Savoie, Seine-et-Marne, Seine-Maritime,
Seine-Saint-Denis, Somme, Tarn, Tarn-et-Garonne, Territoire de Belfort, Val-de-Marne, Val-
d'Oise, Var, Vaucluse, Vendée, Vienne, Vosges, Yonne, Yvelines.

Luxemburg: gesamtes Hoheitsgebiet

Österreich: alle Bundesländer

Finnland: alle Regionen

Schweden: alle Regionen

Vereinigtes Königreich: alle Regionen in England, Schottland und Wales

ANHANG II

Mitgliedstaaten bzw. Regionen, in denen genehmigte AD-Bekämpfungsprogramme durchgeführt werden

Belgien: gesamtes Hoheitsgebiet

Frankreich Departements Ain, Côtes-d'Armor, Finistère, Ille-et-Vilaine, Morbihan, Nord, Pas-de-Calais

Italien: Provinz Bozen

Niederlande: gesamtes Hoheitsgebiet “
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 1. August 2003

zur Änderung der Entscheidung 93/402/EWG hinsichtlich der Einfuhr von frischem Fleisch aus
Argentinien

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2003) 2787)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2003/576/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 72/462/EWG des Rates vom 12.
Dezember 1972 zur Regelung tierseuchenrechtlicher und
gesundheitlicher Fragen bei der Einfuhr von Rindern,
Schweinen, Schafen und Ziegen, von frischem Fleisch oder von
Fleischerzeugnissen aus Drittländern (1), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 807/2003 (2), insbesondere auf Artikel
14 Absatz 3,

gestützt auf die Richtlinie 2002/99/EG des Rates vom 16.
Dezember 2002 zur Festlegung von tierseuchenrechtlichen
Vorschriften für das Herstellen, die Verarbeitung, den Vertrieb
und die Einfuhr von Lebensmitteln tierischen Ursprungs (3),
insbesondere auf Artikel 8 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Entscheidung 93/402/EWG der Kommission vom
10. Juni 1993 zur Festlegung der veterinärrechtlichen
Bedingungen und der Veterinärzeugnisse für die Einfuhr
von frischem Fleisch aus einigen südamerikanischen
Ländern (4), zuletzt geändert durch die Entscheidung
2003/137/EG (5), gilt für Argentinien, Brasilien, Chile,
Kolumbien, Paraguay und Uruguay.

(2) Die paraguayanischen Veterinärbehörden haben der
Kommission mitgeteilt, dass in der Nähe der Grenze zu
Argentinien die Maul- und Klauenseuche ausgebrochen
ist. Paraguay darf zur Zeit kein frisches Fleisch in die
Europäische Gemeinschaft ausführen.

(3) Das um den Ausbruch abgegrenzte Überwachungsgebiet
erstreckt sich zum Teil auf argentinisches Hoheitsgebiet.

(4) Die argentinischen Veterinärbehörden haben unverzüg-
lich Maßnahmen eingeleitet, um die Einschleppung der
Seuche auf argentinisches Hoheitsgebiet zu verhindern.
Dazu gehören insbesondere Impfungen und Verbrin-
gungsbeschränkungen für Tiere in den Provinzen entlang
der Grenze. Die argentinischen Behörden haben die
Kommissionsdienststellen unverzüglich über diese
Maßnahmen in Kenntnis gesetzt.

(5) In Anbetracht der potentiellen Seuchengefahr in diesem
Grenzgebiet und unter Berücksichtigung der Sofortmaß-
nahmen der zuständigen argentinischen Veterinär-

behörden reicht es aus, die Einfuhr von entbeinten und
gereiftem Rindfleisch ausschließlich aus den Gebieten
Ramon Lista und Rivadavia für einen begrenzten Zeit-
raum auszusetzen.

(6) Die Entscheidung 93/402/EWG ist entsprechend zu
ändern.

(7) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für die Lebensmittelkette und die Tierge-
sundheit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang I der Entscheidung 93/402/EWG wird durch den Text
in Anhang I der vorliegenden Entscheidung ersetzt.

Artikel 2

Die Mitgliedstaaten ändern ihre Einfuhrvorschriften, um sie mit
dieser Entscheidung in Einklang zu bringen, und geben die
erlassenen Maßnahmen unverzüglich auf angemessene Weise
öffentlich bekannt. Sie setzen die Kommission unverzüglich
davon in Kenntnis.

Artikel 3

Diese Entscheidung gilt bis zum 15. September 2003.

Artikel 4

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 1. August 2003

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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ANHANG

„ANHANG I

Südamerikanische Gebiete, für die Veterinärzeugnisse vorzulegen sind

Land
Gebiet

Abgrenzung
Code Fassung

Argentinien AR 1/2001 Gesamtes Hoheitsgebiet

AR-1 4/2002 Die Provinzen Buenos Aires, Catamarca, Chaco, Córdoba,
Corrientes, Entre Ríos, Formosa (außer dem Gebiet von Ramon
Lista) (1), Jujuy, La Pampa, La Rioja, Mendoza, Misiones, Neuquen,
Rio Negro, Salta (außer dem Gebiet von Rivadavia) (1), San Juan,
San Luis, Santa Fe, Santiago del Estero und Tucuman.

AR-3 1/2002 Chubut, Santa Cruz und Tierra del Fuego

Brasilien BR 1/1993 Gesamtes Hoheitsgebiet

BR-1 2/2001 Die Bundesstaaten: Rio Grande do Sul; Parana, Minas Gerais
(ausgenommen die Kreise Oliveira, Passos, São Gonçalo de
Sapucai, Setelagoas and Bambuí), São Paulo, Espirito Santo, Mato
Grosso do Sul (ausgenommen die Gemeinden Sete Quedas,
Sonora, Aquidauana, Bodoquena, Bonito, Caracol, Coxim, Jardim,
Ladario, Miranda, Pedro Gomes, Porto Murtinho, Rio Negro, Rio
Verde do Mato Grosso und Corumba), Santa Catarina Goias sowie
die regionalen Verwaltungseinheiten Cuiaba (ausgenommen die
Gemeinden San Antonio de Leverger, Nossa Senhora do Livra-
mento, Pocone und Barão de Melgaço), Caceres (ausgenommen
die Gemeinde Caceres) Lucas do Rio Verde, Rondonopolis (ausge-
nommen die Gemeinde Itiquiora), Barra do Garças und Barra do
Bugres in Mato Grosso

BR-2 1/2002 Die Gemeinde Sete Quedas in Mato Grosso do Sul

Chile CL 1/1993 Gesamtes Hoheitsgebiet

Kolumbien CO 1/1993 Gesamtes Hoheitsgebiet

CO-1 1/1993 Das Gebiet innerhalb folgender Abgrenzungen: von der Mündung
des Murri in den Atrato flussabwärts den Atrato entlang bis zu
seiner Mündung in den Atlantik; entlang der Atlantikküste bis zur
Grenze mit Panama bei Cabo Tiburon; von Cabo Tiburon entlang
der kolumbianisch-panamaischen Grenze bis zum Pazifik; entlang
der Pazifikküste bis zur Valle-Mündung; von der Valle-Mündung in
gerader Linie bis zur Mündung des Murri in den Atrato.

CO-2 1/1993 Die Gemeinden Arboletas, Necocli, San Pedro de Uraba, Turbo,
Apartado, Chigorodo, Mutata, Dabeiba, Uramita, Murindo,
Riosucio (rechtes Atrato-Ufer) und Frontino.

CO-3 1/1993 Das Gebiet innerhalb folgender Abgrenzungen: von der Mündung
des Sinu in den Atlantik flussaufwärts bis zur Quelle bei Alto Para-
millo, entlang der Grenze zwischen den Departamentos Antiquia
und Cordoba bis Puerto Rey am Atlantik, entlang der Atlantik-
küste bis zur Sinu-Mündung.

Paraguay PY 1/1993 Gesamtes Hoheitsgebiet

PY-1 1/2002 Die Gebiete Chaco Central und San Pedro

Uruguay UY 1/2001 Gesamtes Hoheitsgebiet

(1) Diese Ausnahme gilt nur bis zum 15. September 2003.“
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(In Anwendung von Titel VI des Vertrages über die Europäische Union erlassene Rechtsakte)

RAHMENBESCHLUSS 2003/577/JI DES RATES
vom 22. Juli 2003

über die Vollstreckung von Entscheidungen über die Sicherstellung von Vermögensgegenständen
oder Beweismitteln in der Europäischen Union

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson-
dere auf Artikel 31 Buchstabe a) und Artikel 34 Absatz 2 Buch-
stabe b),

auf Initiative der Französischen Republik, des Königreichs
Schweden und des Königreichs Belgien (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung vom 15. und
16. Oktober 1999 in Tampere den Grundsatz der gegen-
seitigen Anerkennung unterstützt, der zum Eckstein der
justiziellen Zusammenarbeit sowohl in Zivil- als auch in
Strafsachen innerhalb der Union werden sollte.

(2) Dieser Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung sollte
auch für im Rahmen des Ermittlungsverfahrens
ergangene Anordnungen gelten, insbesondere für solche,
die es den Justizbehörden ermöglichen, Beweismaterial
rasch sicherzustellen und leicht zu bewegende
Vermögensgegenstände zu beschlagnahmen.

(3) Der Rat hat am 29. November 2000 entsprechend den
Schlussfolgerungen von Tampere ein Maßnahmenpro-
gramm zur Umsetzung des Grundsatzes der gegensei-
tigen Anerkennung gerichtlicher Entscheidungen in
Strafsachen angenommen, dessen oberste Priorität
(Maßnahmen 6 und 7) die Annahme eines Rechtsakts
zur Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen
Anerkennung auf die Sicherstellung von Beweismitteln
und Vermögensgegenständen ist.

(4) Die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten nach
dem Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung und
unmittelbaren Vollstreckung gerichtlicher Entschei-
dungen hat zur Voraussetzung, dass darauf vertraut
werden kann, dass die anzuerkennenden und zu voll-
streckenden Entscheidungen stets unter Einhaltung der
Grundsätze der Rechtmäßigkeit, der Subsidiarität und
der Verhältnismäßigkeit ergehen.

(5) Die Rechte der Parteien sowie beteiligter gutgläubiger
Dritter sollten gewahrt werden.

(6) Der vorliegende Rahmenbeschluss achtet die Grund-
rechte und wahrt die in Artikel 6 des Vertrags aner-
kannten Grundsätze, die auch in der Charta der Grund-
rechte der Europäischen Union, insbesondere in deren
Kapitel VI, zum Ausdruck kommen. Keine Bestimmung

des vorliegenden Rahmenbeschlusses kann in dem Sinne
ausgelegt werden, dass sie es verbietet, die Sicherstellung
von Vermögensgegenständen, für die eine Sicherstel-
lungsentscheidung erlassen wurde, zu versagen, wenn
objektive Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Sicher-
stellungsentscheidung zum Zwecke der Verfolgung oder
Bestrafung einer Person aus Gründen ihres Geschlechts,
ihrer Rasse, Religion, ethnischen Herkunft, Staatsange-
hörigkeit, Sprache, politischen Überzeugungen oder
sexuellen Ausrichtung erlassen wurde oder dass die Stel-
lung dieser Person aus einem dieser Gründe beeinträch-
tigt werden kann.

Der vorliegende Rahmenbeschluss belässt jedem
Mitgliedstaat die Freiheit zur Anwendung seiner verfas-
sungsmäßigen Regeln für ein ordnungsgemäßes
Gerichtsverfahren, die Vereinigungsfreiheit, die Presse-
freiheit und die Freiheit der Meinungsäußerung in
anderen Medien —

HAT FOLGENDEN RAHMENBESCHLUSS ANGENOMMEN:

TITEL I

ANWENDUNGSBEREICH

Artikel 1

Zweck

Zweck dieses Rahmenbeschlusses ist es, Vorschriften festzu-
legen, nach denen ein Mitgliedstaat eine Sicherstellungsent-
scheidung in seinem Hoheitsgebiet anerkennt und vollstreckt,
die von einer Justizbehörde eines anderen Mitgliedstaats im
Rahmen eines Strafverfahrens erlassen wurde. Dieser Rahmen-
beschluss hat nicht die Wirkung einer Änderung der Verpflich-
tung zur Achtung der Grundrechte und der allgemeinen
Rechtsgrundsätze gemäß Artikel 6 des Vertrags.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Rahmenbeschlusses bezeichnet der Ausdruck

a) „Entscheidungsstaat“ den Mitgliedstaat, in dem eine Justiz-
behörde im Sinne des einzelstaatlichen Rechts des Entschei-
dungsstaats eine Sicherstellungsentscheidung im Rahmen
eines Strafverfahrens erlassen, für rechtsgültig erklärt oder
auf andere Weise bestätigt hat;
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b) „Vollstreckungsstaat“ den Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsge-
biet sich der Vermögensgegenstand oder das Beweismittel
befindet;

c) „Sicherstellungsentscheidung“ jede von einer zuständigen
Justizbehörde des Entscheidungsstaats getroffene
Maßnahme, mit der vorläufig jede Vernichtung, Verände-
rung, Verbringung, Übertragung oder Veräußerung von
Vermögensgegenständen verhindert werden soll, deren
Einziehung angeordnet werden könnte oder die ein Beweis-
mittel darstellen könnten;

d) „Vermögensgegenstand“ körperliche oder unkörperliche,
bewegliche oder unbewegliche Vermögensgegenstände jeder
Art sowie Urkunden oder rechtserhebliche Schriftstücke, die
ein Recht auf solche Vermögensgegenstände oder Rechte
daran belegen, von denen die zuständige Justizbehörde des
Entscheidungsstaats glaubt,

— dass es sich um den Ertrag aus einer Straftat nach Artikel
3 oder einen Vermögensgegenstand, der ganz oder teil-
weise dem Wert dieses Ertrags entspricht, handelt oder

— dass er das Tatwerkzeug oder den Zweck dieser Straftat
darstellt;

e) „Beweismittel“ die Sachen, Schriftstücke oder Daten, die als
beweiserhebliche Gegenstände in einem Strafverfahren
wegen eines Straftatbestands nach Artikel 3 dienen könnten.

Artikel 3

Straftaten

(1) Dieser Rahmenbeschluss gilt für Sicherstellungsentschei-
dungen, die zum Zwecke

a) der Sicherung von Beweismitteln oder

b) der späteren Einziehung von Vermögensgegenständen

erlassen werden.

(2) Bei folgenden nach dem Recht des Entscheidungsstaats
definierten Straftaten erfolgt keine Überprüfung des Vorliegens
der beiderseitigen Strafbarkeit, wenn sie im Entscheidungsstaat
mit einer Freiheitsstrafe im Höchstmaß von mindestens drei
Jahren bedroht sind:

— Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung,

— Terrorismus,

— Menschenhandel,

— sexuelle Ausbeutung von Kindern und Kinderpornografie,

— illegaler Handel mit Drogen und psychotropen Stoffen,

— illegaler Handel mit Waffen, Munition und Sprengstoffen,

— Korruption,

— Betrugsdelikte, einschließlich Betrug zum Nachteil der
finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften im
Sinne des Übereinkommens vom 26. Juli 1995 über den
Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen
Gemeinschaften,

— Wäsche von Erträgen aus Straftaten,

— Geldfälschung, einschließlich der Euro-Fälschung,

— Cyberkriminalität,

— Umweltkriminalität einschließlich des illegalen Handels mit
bedrohten Tierarten oder mit bedrohten Pflanzen- und
Baumarten,

— Beihilfe zur illegalen Einreise und zum illegalen Aufenthalt,

— vorsätzliche Tötung, schwere Körperverletzung,

— illegaler Handel mit menschlichen Organen und menschli-
chem Gewebe,

— Entführung, Freiheitsberaubung und Geiselnahme,

— Rassismus und Fremdenfeindlichkeit,

— Diebstahl in organisierter Form oder mit Waffen,

— illegaler Handel mit Kulturgütern, einschließlich Antiquit-
äten und Kunstgegenständen,

— Betrug,

— Erpressung und Schutzgelderpressung,

— Nachahmung und Produktpiraterie,

— Fälschung von amtlichen Dokumenten und Handel damit,

— Fälschung von Zahlungsmitteln,

— illegaler Handel mit Hormonen und anderen Wachstum-
sförderern,

— illegaler Handel mit nuklearen und radioaktiven
Substanzen,

— Handel mit gestohlenen Kraftfahrzeugen,

— Vergewaltigung,

— Brandstiftung,

— Verbrechen, die in die Zuständigkeit des Internationalen
Strafgerichtshofs fallen,

— Flugzeug- und Schiffsentführung,

— Sabotage.

(3) Der Rat kann einstimmig und nach Anhörung des
Europäischen Parlaments nach Maßgabe von Artikel 39 Absatz
1 des Vertrags jederzeit beschließen, weitere Arten von Straf-
taten in die in Absatz 2 enthaltene Liste aufzunehmen. Der Rat
prüft anhand des Berichts, den die Kommission ihm nach
Artikel 14 dieses Rahmenbeschlusses unterbreitet, ob es sich
empfiehlt, diese Liste auszuweiten oder zu ändern.

(4) Bei Fällen, die nicht unter Absatz 2 fallen, kann der Voll-
streckungsstaat die Anerkennung und Vollstreckung einer
Sicherstellungsentscheidung, die zu den in Absatz 1 Buchstabe
a) genannten Zwecken erlassen wurde, davon abhängig
machen, dass die Handlungen, wegen deren die Sicherstellungs-
entscheidung ergangen ist, eine Straftat nach dem Recht des
Vollstreckungsstaats darstellen, unabhängig von den Tatbe-
standsmerkmalen oder der Klassifizierung der Straftat nach dem
Recht des Entscheidungsstaats.

2.8.2003L 196/46 Amtsblatt der Europäischen UnionDE



Bei Fällen, die nicht unter Absatz 2 fallen, kann der Vollstre-
ckungsstaat die Anerkennung und Vollstreckung einer Sicher-
stellungsentscheidung, die zu den in Absatz 1 Buchstabe b)
genannten Zwecken erlassen wurde, davon abhängig machen,
dass die Handlungen, wegen deren die Sicherstellungsentschei-
dung ergangen ist, eine Straftat darstellen, die nach dem Recht
des Vollstreckungsstaats eine Sicherstellung ermöglicht,
unabhängig von den Tatbestandsmerkmalen oder der Klassifi-
zierung der Straftat nach dem Recht des Entscheidungsstaats.

TITEL II

VERFAHREN ZUR VOLLSTRECKUNG VON SICHERSTEL-
LUNGSENTSCHEIDUNGEN

Artikel 4

Übermittlung von Sicherstellungsentscheidungen

(1) Jede Sicherstellungsentscheidung im Sinne dieses
Rahmenbeschlusses wird zusammen mit der Bescheinigung
nach Artikel 9 von der Justizbehörde, die die Entscheidung
erlassen hat, der für die Vollstreckung zuständigen Justiz-
behörde in einer Form, die einen schriftlichen Nachweis unter
Bedingungen ermöglicht, die dem Vollstreckungsstaat die Fest-
stellung der Echtheit gestatten, direkt übermittelt.

(2) Das Vereinigte Königreich bzw. Irland können vor dem
Zeitpunkt nach Artikel 14 Absatz 1 in einer Erklärung
mitteilen, dass die Sicherstellungsentscheidung zusammen mit
der Bescheinigung über eine zentrale Behörde oder zentrale
Behörden, die in der Erklärung bezeichnet ist (sind), übermittelt
werden muss. Eine solche Erklärung kann jederzeit durch eine
weitere Erklärung geändert oder zurückgenommen werden.
Jede Erklärung oder Rücknahme wird beim Generalsekretariat
des Rates hinterlegt und der Kommission notifiziert. Diese
Mitgliedstaaten können jederzeit im Wege einer weiteren Erklä-
rung den Anwendungsbereich einer derartigen Erklärung
einschränken, um auf diese Weise die Wirkung von Absatz 1
zu verstärken. Sie verfahren in dieser Weise, wenn die Rechts-
hilfebestimmungen des Schengener Durchführungsübereinkom-
mens für sie in Kraft gesetzt werden.

(3) Ist nicht bekannt, welche Justizbehörde für die Vollstre-
ckung zuständig ist, so versucht die Justizbehörde im Entschei-
dungsstaat dies beim Vollstreckungsstaat mit allen ihr zur
Verfügung stehenden Mitteln — auch über die Kontaktstellen
des Europäischen Justiziellen Netzes (1) — in Erfahrung zu
bringen.

(4) Ist die Justizbehörde im Vollstreckungsstaat, die eine
Sicherstellungsentscheidung erhält, nicht zuständig, diese anzu-
erkennen und die erforderlichen Maßnahmen für deren Voll-
streckung zu treffen, so übermittelt sie die Sicherstellungsent-
scheidung von Amts wegen der für die Vollstreckung
zuständigen Justizbehörde und unterrichtet davon die Justiz-
behörde im Entscheidungsstaat, die die Sicherstellungsentschei-
dung erlassen hat.

Artikel 5

Anerkennung und unmittelbare Vollstreckung

(1) Die zuständige Justizbehörde des Vollstreckungsstaats
erkennt jede nach Artikel 4 übermittelte Sicherstellungsent-
scheidung ohne weitere Formalität an und trifft unverzüglich
die erforderlichen Maßnahmen für deren unmittelbare Voll-
streckung auf dieselbe Weise wie bei einer von einer Behörde
des Vollstreckungsstaats erlassenen Sicherstellungsentscheidung,
es sei denn, die betreffende Behörde beschließt, einen der
Gründe für die Versagung der Anerkennung oder der Vollstre-
ckung nach Artikel 7 oder einen der Gründe für den Aufschub
nach Artikel 8 geltend zu machen.

Die Justizbehörde des Vollstreckungsstaats hält ferner die von
der zuständigen Justizbehörde des Entscheidungsstaats für die
Vollstreckung der Sicherstellungsentscheidung ausdrücklich
angegebenen Formvorschriften und Verfahren ein, wann immer
sichergestellt werden muss, dass das erlangte Beweismittel
Gültigkeit hat, sofern diese Formvorschriften und Verfahren
nicht den Grundprinzipien des Rechts des Vollstreckungsstaats
zuwiderlaufen.

Von der Vollstreckung der Sicherstellungsentscheidung wird die
zuständige Behörde des Entscheidungsstaats unverzüglich in
einer Form unterrichtet, die einen schriftlichen Nachweis
ermöglicht.

(2) Jede zusätzliche Anwendung von Zwangsmaßnahmen,
die gemäß der Sicherstellungsentscheidung notwendig ist,
erfolgt nach den geltenden Verfahrensvorschriften des Voll-
streckungsstaats.

(3) Die zuständigen Justizbehörden des Vollstreckungsstaats
entscheiden so bald wie möglich über eine Sicherstellungsent-
scheidung, nach Möglichkeit innerhalb von 24 Stunden nach
deren Erhalt, und teilen ihre Entscheidung mit.

Artikel 6

Dauer der Sicherstellung

(1) Der betroffene Gegenstand ist im Vollstreckungsstaat so
lange sicherzustellen, bis der Vollstreckungsstaat dem Ersuchen
nach Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe a) oder b) endgültig
entsprochen hat.

(2) Der Vollstreckungsstaat kann jedoch nach Anhörung des
Entscheidungsstaats gemäß seinen innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften und Gepflogenheiten den Umständen des Falles ange-
messene Bedingungen festlegen, um die Dauer der Sicherstel-
lung des Vermögensgegenstands zu begrenzen. Beabsichtigt er,
die Sicherstellung entsprechend diesen Bedingungen zu
beenden, so unterrichtet er den Entscheidungsstaat hiervon und
gibt ihm die Möglichkeit, Bemerkungen vorzubringen.

2.8.2003 L 196/47Amtsblatt der Europäischen UnionDE

(1) Gemeinsame Maßnahme 98/428/JI vom 29. Juni 1998 zur Einrich-
tung eines Europäischen Justiziellen Netzes (ABl. L 191 vom
7.7.1998, S. 4).



(3) Die Justizbehörden des Entscheidungsstaats unterrichten
die Justizbehörden des Vollstreckungsstaats unverzüglich von
der Aufhebung der Sicherstellungsentscheidung. In diesem Fall
obliegt es dem Vollstreckungsstaat, die Maßnahme so bald wie
möglich aufzuheben.

Artikel 7

Gründe für die Versagung der Anerkennung oder der Voll-
streckung

(1) Die zuständigen Justizbehörden des Vollstreckungsstaats
können die Anerkennung oder die Vollstreckung der Sicherstel-
lungsentscheidung nur versagen, wenn

a) die Bescheinigung nach Artikel 9 nicht vorgelegt wurde,
unvollständig ist oder der Sicherstellungsentscheidung offen-
sichtlich nicht entspricht;

b) nach dem Recht des Vollstreckungsstaats Befreiungen oder
Vorrechte bestehen, die die Vollstreckung der Sicherstel-
lungsentscheidung unmöglich machen;

c) aus den Angaben in der Bescheinigung unmittelbar ersicht-
lich wird, dass Rechtshilfe gemäß Artikel 10 in Bezug auf
die Straftat, die dem Erlass der Sicherstellungsentscheidung
zugrunde liegt, dem Grundsatz ne bis in idem zuwiderlaufen
würde;

d) in einem der in Artikel 3 Absatz 4 genannten Fälle die
Handlung, aufgrund deren die Sicherstellungsentscheidung
erlassen worden ist, nach dem Recht des Vollstreckungs-
staats keine Straftat darstellt; in Steuer-, Zoll- und Wäh-
rungsangelegenheiten kann die Vollstreckung der Sicherstel-
lungsentscheidung jedoch nicht aus dem Grund verweigert
werden, dass das Recht des Vollstreckungsstaats keine
gleichartigen Steuern vorschreibt oder keine gleichartigen
Steuer-, Zoll- und Währungsbestimmungen enthält wie das
Recht des Entscheidungsstaats.

(2) In dem in Absatz 1 Buchstabe a) genannten Fall kann die
zuständige Justizbehörde

a) eine Frist für die Vorlage oder Vervollständigung oder
Berichtigung setzen oder

b) ein gleichwertiges Schriftstück akzeptieren oder,

c) wenn sie glaubt, über genügend Informationen zu verfügen,
die Justizbehörde, die die Entscheidung erlassen hat, von der
Vorlage der Bescheinigung befreien.

(3) Jeder Beschluss, eine Anerkennung oder Vollstreckung zu
versagen, wird unverzüglich gefasst und den zuständigen Justiz-
behörden des Entscheidungsstaats in einer Form mitgeteilt, die
einen schriftlichen Nachweis ermöglicht.

(4) Kann die Sicherstellungsentscheidung in der Praxis auch
nach Rücksprache mit dem Entscheidungsstaat nicht vollstreckt
werden, weil der Gegenstand oder das Beweismittel
verschwunden ist, vernichtet worden ist, an dem in der Beschei-
nigung angegebenen Ort nicht aufzufinden ist oder der Ort, an
dem sich der Gegenstand oder das Beweismittel befindet, nicht

hinreichend genau angegeben worden ist, so werden die
zuständigen Justizbehörden des Entscheidungsstaats davon
ebenfalls unverzüglich in Kenntnis gesetzt.

Artikel 8

Gründe für den Aufschub der Vollstreckung

(1) Die zuständige Justizbehörde des Vollstreckungsstaats
kann die Vollstreckung einer nach Artikel 4 übermittelten
Sicherstellungsentscheidung aufschieben,

a) falls deren Vollstreckung laufende Ermittlungen beein-
trächtigen könnte, und zwar so lange, wie sie es für ange-
messen hält;

b) falls die betreffenden Vermögensgegenstände oder Beweis-
mittel bereits Gegenstand einer Sicherstellungsentscheidung
im Rahmen eines Strafverfahrens waren, und zwar so lange,
bis diese Sicherstellungsentscheidung aufgehoben wird;

c) falls die Vermögensgegenstände, deren Sicherstellung darin
im Rahmen eines Strafverfahrens im Hinblick auf eine
spätere Einziehung angeordnet wird, im Vollstreckungsstaat
bereits Gegenstand einer im Rahmen eines anderen Verfah-
rens ergangenen Entscheidung sind, und zwar so lange, bis
diese Entscheidung aufgehoben wird. Dieser Buchstabe gilt
jedoch nur, wenn eine solche Entscheidung nach dem inner-
staatlichen Recht im Rahmen eines Strafverfahrens Vorrang
vor späteren innerstaatlichen Sicherstellungsentscheidungen
hätte.

(2) Der zuständigen Behörde im Entscheidungsstaat wird der
Aufschub der Vollstreckung der Sicherstellungsentscheidung,
einschließlich der Gründe für den Aufschub sowie, falls
möglich, die voraussichtliche Dauer des Aufschubs, unverzüg-
lich in einer Form mitgeteilt, die einen schriftlichen Nachweis
ermöglicht.

(3) Sobald der Grund für den Aufschub nicht mehr besteht,
trifft die zuständige Justizbehörde des Vollstreckungsstaats
unverzüglich die notwendigen Maßnahmen für die Vollstre-
ckung der Sicherstellungsentscheidung und unterrichtet hiervon
die zuständige Behörde im Entscheidungsstaat in einer Form,
die einen schriftlichen Nachweis ermöglicht.

(4) Die zuständige Justizbehörde des Vollstreckungsstaats
unterrichtet die zuständige Behörde des Entscheidungsstaats
über alle anderen Sicherungsmaßnahmen, die in Bezug auf den
betreffenden Vermögensgegenstand ergriffen werden können.

Artikel 9

Bescheinigung

(1) Die Bescheinigung, für die das im Anhang beigefügte
Formblatt zu verwenden ist, wird von der zuständigen Justiz-
behörde des Entscheidungsstaats, die die Maßnahme angeordnet
hat, unterzeichnet; hierbei bescheinigt die Behörde die Richtig-
keit des Inhalts der Bescheinigung.
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(2) Die Bescheinigung ist in die Amtssprache oder eine der
Amtssprachen des Vollstreckungsstaats zu übersetzen.

(3) Jeder Mitgliedstaat kann zum Zeitpunkt der Annahme
dieses Rahmenbeschlusses oder später in einer beim Generalse-
kretariat des Rates zu hinterlegenden Erklärung angeben, dass
er eine Übersetzung in eine oder mehrere weitere Amtsspra-
chen der Organe der Europäischen Gemeinschaften akzeptiert.

Artikel 10

Weitere Behandlung des sichergestellten Gegenstands

(1) Für die Übermittlung der Entscheidung nach Artikel 4
gilt Folgendes:

a) es wird ein Ersuchen um Übergabe des Beweismittels an den
Entscheidungsstaat beigefügt,

oder

b) es wird ein Ersuchen um Einziehung zwecks Vollstreckung
einer Einziehungsentscheidung, die in dem Entscheidungs-
staat ergangen ist, oder Einziehung in dem Vollstreckungs-
staat mit anschließender Vollstreckung einer solchen
Entscheidung beigefügt,

oder

c) die betreffende Bescheinigung enthält eine Anordnung,
wonach der Vermögensgegenstand im Vollstreckungsstaat
so lange verbleibt, bis der Entscheidungsstaat ein Ersuchen
nach Buchstabe a) oder b) stellt. Der Entscheidungsstaat gibt
in der Bescheinigung das (voraussichtliche) Datum für die
Übermittlung dieses Ersuchens an. Artikel 6 Absatz 2 findet
Anwendung.

(2) Die Ersuchen nach Absatz 1 Buchstaben a) und b)
werden vom Entscheidungsstaat vorgelegt und vom Vollstre-
ckungsstaat nach den Regeln für die Rechtshilfe in Strafsachen
und nach den Regeln für die internationale Zusammenarbeit im
Bereich der Einziehung behandelt.

(3) Abweichend von den in Absatz 2 genannten Regeln über
die Rechtshilfe darf der Vollstreckungsstaat Ersuchen nach
Absatz 1 Buchstabe a) jedoch nicht mit der Begründung
ablehnen, dass keine beiderseitige Strafbarkeit vorliegt, wenn es
sich um die in Artikel 3 Absatz 2 aufgeführten Straftaten
handelt und diese Straftaten im Entscheidungsstaat mit einer
Freiheitsstrafe von mindestens drei Jahren bedroht sind.

Artikel 11

Rechtsbehelf

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, damit alle betroffenen Parteien, einschließlich
gutgläubiger Dritter, gegen eine Sicherstellung, die nach Artikel
5 erfolgt, vor einem Gericht des Entscheidungsstaats oder des
Vollstreckungsstaats nach den einzelstaatlichen Rechtsvor-
schriften des jeweiligen Staates einen Rechtsbehelf ohne
aufschiebende Wirkung einlegen können, um ihre berechtigten
Interessen zu wahren.

(2) Die Sachgründe für den Erlass der Sicherstellungsent-
scheidung können nur durch eine Klage vor einem Gericht des
Entscheidungsstaats angefochten werden.

(3) Wird die Klage in dem Vollstreckungsstaat erhoben, so
wird die Justizbehörde des Entscheidungsstaats von dieser Klage
und ihrer Begründung unterrichtet, damit sie die von ihr für
wesentlich erachteten Argumente vorbringen kann. Sie wird
vom Ausgang des Gerichtsverfahrens unterrichtet.

(4) Der Entscheidungs- und der Vollstreckungsstaat ergreifen
die Maßnahmen, die erforderlich sind, um die Ausübung des
Klagerechts gemäß Absatz 1 zu erleichtern; sie sorgen insbe-
sondere dafür, dass die betroffenen Parteien angemessen infor-
miert werden.

(5) Der Entscheidungsstaat stellt sicher, dass für die Erhe-
bung der in Absatz 1 genannten Klage Fristen gelten, die den
betroffenen Parteien die Möglichkeit zur wirksamen Ausübung
ihres Beschwerderechts gewährleisten.

Artikel 12

Erstattung

(1) Unbeschadet von Artikel 11 Absatz 2 erstattet der
Entscheidungsstaat dem Vollstreckungsstaat in Fällen, in denen
der Vollstreckungsstaat nach Maßgabe seines Rechts für
Schäden haftbar ist, die einer der in Artikel 11 genannten
Parteien durch die Vollstreckung einer ihm nach Artikel 4 über-
mittelten Sicherstellungsentscheidung entstanden sind, die
Beträge, die der Vollstreckungsstaat aufgrund dieser Haftung an
die geschädigte Partei gezahlt hat; dies gilt nicht sofern und
soweit der Schaden oder ein Teil des Schadens ausschließlich
auf das Verhalten des Vollstreckungsstaats zurückzuführen ist.

(2) Absatz 1 lässt die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften
der Mitgliedstaaten über Schadenersatzansprüche natürlicher
oder juristischer Personen unberührt.

TITEL III

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 13

Territorialer Anwendungsbereich

Dieser Rahmenbeschluss findet auf Gibraltar Anwendung.

Artikel 14

Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Maßnahmen, um diesem Rahmenbeschluss vor dem 2. August
2005 nachzukommen.
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(2) Die Mitgliedstaaten übermitteln dem Generalsekretariat
des Rates und der Kommission innerhalb derselben Frist den
Wortlaut der Rechtsvorschriften, mit denen ihre Verpflich-
tungen aus diesem Rahmenbeschluss in ihr innerstaatliches
Recht umgesetzt werden. Der Rat prüft vor dem 2. August
2006 anhand eines unter Heranziehung dieser Informationen
erstellten Berichts und eines schriftlichen Berichts der Kommis-
sion, inwieweit die Mitgliedstaaten den Bestimmungen dieses
Rahmenbeschlusses nachgekommen sind.

(3) Das Generalsekretariat des Rates notifiziert den Mitglied-
staaten und der Kommission die nach Artikel 9 Absatz 3 abge-
gebenen Erklärungen.

Artikel 15

Inkrafttreten

Dieser Rahmenbeschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung
im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 22. Juli 2003.

Im Namen des Rates

Der Präsident
G. ALEMANNO
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ANHANG

BESCHEINIGUNG NACH ARTIKEL 9
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